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Liebe Sozialdemokratinnen 
und Sozialdemokraten 
in Sachsen-Anhalt! 

Vieles muf3 geändert werden, damit es 
unserem Land und seinen Bewohnern 
auf Dauer gut gehen kann. 

Wir Sozialdemokratinnen und Sozial- 
demokraten wissen, was besser ge- 
macht werden muß, und beschränken 
uns nicht darauf, die Fehler und 
Schwächen der jetzigen Regierung of- 
fenzulegen. Wir haben das bessere 
Programm und stehen damit in einer 
guten, über hundertjährigen Tradition. 
Schon immer strebten Solzialdemo- 
kraten nach Veränderungen, weil sie 
sich mit den Unzulänglichkeiten der 
bestehenden Verhältnissse nicht abge- 
funden haben. 

Die Mitglieder unserer Partei, unsere 
Wähler, aber auch alle anderen Bürger 
stellen Fragen und haben einen An- 
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spruch auf klare Antworten. Wir sagen 
ihnen nicht nur, daß wir Träume, Ideale 
und Utopien haben, sondern auch, 
was wir in unseren Träumen sehen und 
wie unsere Ideale beschaffen sind. Wir 
erklären, warum wir verändern wollen, 
mit welchem Ziel und Zweck, auf wel- 
chem Wege und zu wessen Gunsten, 
mit welchen Mitteln und mit wessen Hil- 
fe. Wir sagen auch, wie die Verhältnis- 
se aussehen sollen, die wir anstreben, 
und welches Bild wir von einer solida- 
rischen und gerechten Gesellschaft 
haben. 

Deswegen formulieren wir Programme 
und deswegen haben Sozialdemokrao- 
ten immer auch Grundsatzprogramme 
geschrieben und nicht nur Aktionspro- 
gramme. Unser Sachsen-Anhalt-Pro- 
gramm fügt sich in diesen Rahmen ein 
und beschreibt Ziele und Wege ent- 
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sprechend der hiesigen Verhältnisse. Es 
ist durch die Zusammenarbeit aller 
Fachausschüsse und Arbeitsgemein- 
schaften mit der Programmkommission 
entstanden, und alle Ortsvereine hatten 
die Möglichkeit, daran mitzuwirken. 
Auf dem Parteitag in Magdeburg wur- 
den noch einige Ergänzungen vorge- 
nommen. Aber dann wurde unser Pro- 
gramm für Sachsen-Anhalt bei nur ei- 
ner einzigen Stimmenthaltung be- 
schlossen. Es soll nun die Grundlage 
für die Gestaltung unserer Politik sein. 
Wir haben unsere sozialdemokrati- 
schen Grundsätze und die aktuellen 

Dr. Reinhard Höppner 
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politischen Fragen berücksichtigt und 
sind daher konkret geblieben. Wir ha- 
ben unsere Fernziele nicht aus dem 
Blick verloren und dennoch die Nähe 
zum Bürger behalten. 

Dieses Programm wird uns nicht nur 
durch den Wahlkampf begleiten und 
Grundlage für unsere Argumente sein; 
vielmehr wird auch unsere Politik dar- 
auf aufbauen, wenn wir im kommen- 
den Jahr Regierungsverantwortung 
übernehmen. 

Das ist unser Ziel! 

  
Dr. Rüdiger Fikentscher
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Wirtschaft 
Sachsen-Anhalt hat als Bundesland mit 
ehemals ausgeprägter Industriestruktur, mit 
einer guten räumlichen Lage und mit einem 
umfangreichen Potential an ausgebildeten 
Facharbeitskräften, Ingenieuren und Wis- 
senschaftlern gute Entwicklungschancen. 
Darüber hinaus bietet in vielen Teilen des 
Landes der Tourismus eine Chance für 
Existenzgründerinnen und -gründer, quali- 
fiziertes Handwerk sowie zuliefernde Ge- 
werbebetriebe. Allerdings kommt es in der 
Zukunft darauf an, das vorhandene Poten- 
tial auch zu nutzen und die unterschiedli- 
che wirtschaftliche Entwicklung in den Re- 
gionen zu berücksichtigen. Die SPD wird 
ein Programm unter dem Titel „Perspekti- 
ven für den Wirtschaftsstandort Sachsen- 
Anhalt” vorlegen, das sich mit seinen wirt- 
schafts- und strukturpolitischen Vorschlä- 
gen auf die regionalen Besonderheiten in 
Sachsen-Anhalt stützt. 

Wirtschaftsförderung 

| Die ostdeutsche Wirtschaft braucht für 
einen längeren Zeitraum einen Nachteils- 
ausgleich in Form besonderer staatlicher 
Förderung. Diese Förderung muß grund- 
sätzlich darauf zielen, die Entwicklung von 
bestehenden Unternehmen den Neuan- 
siedlungen gleichzustellen. 

] Wir werden die Fördermaßnahmen 
vorrangig auf das produzierende Gewer- 
be konzentrieren. Die Investitionsförde- 

rung darf sich dabei nicht nur an der Höhe 
der Investitionssumme orientieren, sondern 

muß auch Zahl und Art der zu schaffenden 
Arbeitsplätze berücksichtigen. Ebenso 
müssen die Fördermaßnahmen den Um- 

‚fang von Forschungs- und Entwicklungs- 
tätigkeiten für neue marktfähige Produkte 
am ostdeutschen Standort erweitern. In 
Sachsen-Anhalt müssen Unternehmen auf- 
gebaut werden, die von der Produktidee 
über die Entwicklung bis zur Vermarktung 
alles leisten. Wir wollen nicht nur „verlän- 
gerte Werkbänke“. 

J Die Vergabe von Fördermitteln wollen 
wir zu einem bestimmten Prozentsatz an 
die Inanspruchnahme von ostdeutschen 
Produkten und Leistungen binden. Diese 
Maßnahme sichert Arbeitsplätze bei uns 
im Land. Sie trägt dazu bei, daf3 Unterneh- 
men eine regionale Absatzbasis aufbauen, 
von der aus überregionale Marktanteile 
gewonnen werden können. 

A Entscheidend ist die Ausrichtung der 
wirtschaftspolitischen Maßnahmen auf die 
jeweilige Situation vor Ort, wobei wir be- 
nachteiligte Regionen gegenüber den sich 
gut entwickelnden Wirtschaftsräumen be- 
vorzugen werden. Aufbauend auf den 
sachsen-anhaltinischen Regionen werden 
wir ressortübergreifende Maßnahmen ent- 
wickeln, die bei der Förderung an den ört- 
lich vorhandenen Potentialen ansetzen. 

5 Die Entwicklung der industriellen 
Substanz in Sachsen-Anhalt schließt die 
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Gleichstellung der Treuhandunternehmen 
mit privaten Unternehmen, z.B. bei der Be- 
willigung von Fördermitteln, ein. Dies gilt 
insbesondere nach Auflösung der Treu- 
hand 1994 und nach der Überführung von 
Treuhandunternehmen in andere Rechts- 
formen. Die Sicherung traditioneller Indu- 
striestandorte bleibt unter Beachtung des 
notwendigen Strukturwandels weiterhin 
unser Ziel. 

Mittelstand und Handwerk 

6 Der Mittelstand muß eine tragende 
Säule der Wirtschaft unseres Landes wer- 
den. Angesichts der häufig zu geringen 
Kapitalausstattung und mangelnden Kre- 
ditwürdigkeit junger Unternehmen fordern 
wir zusätzliche und transparente Eigen- 
kapitalhilfeprogramme. Wir werden eine 
Landesbürgschaft vergeben für kleine und 
mittlere Unternehmen zur Überbrückung 
kurzfristiger Liquiditätsschwierigkeiten, die 
sich aus Zahlungsrückständen bei Auf- 
tragsarbeiten ergeben. Darüber hinaus set- 
zen wir uns für die Möglichkeit ein, daß 
Betriebe steuerfreie Investitionsrücklagen 
bilden können. 

/ Investitionszuschüsse müssen auch für 
reine Handwerksbetriebe erhältlich sein. 
Höchstfördersätze der Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur” sollten vordringlich kleinen 
und mittleren Unternehmen bewilligt wer- 
den. Wir werden neue, von der Brutto- 
lohnsumme abhängige Förderprogramme 

A 

auflegen, die auch eine Entlastung des Ar- 
beitsmarkts bewirken. 

Ö Viele junge mittelständige Unterneh- 
men sind finanziell nicht in der Lage, ihre 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter weiter zu 
qualifizieren. Deshalb fordern wir mög- 
lichst unbürokratische Förderprogramme 
für die Fortbildung und Qualifizierung der 
Mitarbeiter und Auszubildenden in mittel- 
ständischen Unternehmen. Entsprechende 
Programme werden wir durch landespoliti- 
sche Maßnahmen ergänzen. 

I Wir werden Technologie-Zentren ein- 
richten, die mittelständische Unternehmen 
ohne eigene Forschungskapazität für Inno- 
vationsvorhaben nutzen können. 

| Ü Das Förderinstrumentarium insge- 
samt muf3 transparenter gestaltet werden. 
Wir streben eine Vereinfachung der An- 
tragswege und -verfahren sowie eine Bün- 
delung der Förderprogramme in wenige 
übersichtliche und leicht handhabbare 
Förderrichtlinien an. 

| | Bei kleinen und mittleren Treuhand- 
unternehmen bzw. bei Ausgründungen 
bieten sich Management-Buy-Out-Kon- 
zepte unter Mitarbeiterbeteiligung an. Die- 
se Form der Unternehmensprivatisierung 
werden wir unterstützen.
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| ] Bei der Veräußerung von Grund 
und Boden durch das Land und die Kom- 
munen werden wir Existenzgründerinnen 
und Existenzgründer bevorzugen. Wir 
werden uns dafür einsetzen, daf3 der Treu- 
handliegenschaftsdienst seine Flächen 
mittelstandsfreundlich vermarktet. 

Industrielle Standorte 

| 3 Die Zukunft von Treuhandunter- 
nehmen muß auch unter Berücksichtigung 
regionaler Gesichtspunkte gestaltet wer- 
den. Dabei ist die Bedeutung eines Unter- 
nehmens für den Arbeitsmarkt und das 
Forschungs- und Innovationspotential der 
Region ebenso zu beachten wie seine Ver- 
flechtung mit anderen Unternehmen, die 
mittel- bis langfristige Perspektive nach er- 
folgter Modernisierung und die Chance 
von Neuansiedlungen um das Kernunter- 
nehmen. 

| 4 Für Wirtschaftsstandorte, an denen 
die bestehenden Unternehmensstrukturen 
aus betriebswirtschaftlichen oder anderen 
Gründen weder erhalten noch entwickelt 
werden können, werden wir Entwicklungs- 
konzepte erarbeiten. 

| 5 Wir werden im Land Sachsen-An- 
halt darauf achten, daf3 die Bundesregie- 
rung ihrer Verantwortung bezüglich Erhal- 
tung, Sanierung und Modernisierung in- 

dustrieller Kerne nachkommt und ihre Ver- 
pflichtungen aus dem Solidarpakt erfüllt. 
Außerdem ist es erforderlich, die Einhal- 
tung vertraglicher Zusagen von Investoren 
wirksam zu kontrollieren. 

| 6 Bei der Bereitstellung von Gewerbe- 
flächen muß die Ansiedlung auf bereits in- 
dustriell genutzten Flächen deutlich Vor- 
rang vor der Ansiedlung auf der grünen 
Wiese haben. Wir werden die Förderricht- 
linien entsprechend verändern. Wir setzen 
dabei auf die Rekultivierung und Erneue- 
rung früher gewerblich genutzter Immobi- 
lien. 

Absatzförderung 

| / Wir werden alle Möglichkeiten nut- 
zen, damit öffentliche Aufträge an ostdeut- 
sche Unternehmen vergeben werden. Wir 
werden darauf drängen, daf3 öffentliche 
Einrichtungen und Unternehmen mit kom- 
munaler Beteiligung darauf verpflichtet 
werden, bevorzugt ostdeutsche Produkte 
und Leistungen zu beziehen. 

| d Ein Schwerpunkt unserer Wirt- 
schaftsförderung wird auf der Produkt- 
und Verfahrensinnovation, besonders 
auch im Bereich der Umwelitechnologien, 
liegen. Kurz- und mittelfristig wollen wir 
den Unternehmen durch die Auflage eines 
EG-Binnenmarktprogrammes und durch 
den Ausbau des Messeprogrammes den 
Marktzutritt erleichtern. Dieses Programm 
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soll über mehrere Jahre laufen und eine 
mehrjährige, sichere Finanzausstattung er- 
halten, damit die Unternehmen eine früh- 
zeitige, am jeweiligen Markt orientierte 
Messeplanung vornehmen können. 

] I Zur Förderung der Wiedergewin- 
nung verlorengegangener und zur Erhal- 
tung noch bestehender Ostmärkte fordern 
wir eine Weiterführung der Hermesbürg- 
schaften und eine Ausweitung der Sonder- 
konditionen auf asiatische Länder. Für die 
Geschäfte kleiner und mittlerer Unterneh- 
men mit osteuropäischen Staaten sollte ein 
Landesbürgschaftsprogramm für Berater- 
und Bargeldgeschäfte aufgelegt werden. 
Die Beteiligung von kleinen und mittelstän- 
dischen Firmen Ostdeutschlands an Unter- 
nehmen in osteuropäischen Staaten wer- 
den wir ebenso unterstützen wie die Ein- 
richtung von Osthandelsgesellschaften auf 
Landesebene. 

Tourismus 

0 Mit seiner Vielfalt an reizvollen 
Landschaften, Kulturdenkmalen und kul- 
turellen Traditionen ist Sachsen-Anhalt 
ein Tourismusland mit Zukunft im Herzen 
Deutschlands. Die touristische Infrastruktur 
wollen wir im Rahmen allgemeiner und 
spezieller Förderprogramme gezielt und 
vorrangig entwickeln. Wir werden ein 
Fremdenverkehrsprogramm für Sachsen- 
Anhalt entwickeln und damit die Planungs- 
gb für potentielle Investoren erhö- 

en. 

] | Die Tourismusförderung werden 
wir durch einen Abbau bürokratischer 
Hemmnisse, gründlichere Information und 
bessere Förderbedingungen für öffentliche 
und private Maßnahmeträger effektiver 
gestalten. Das beinhaltet auch die Schaf- 
fung von Planungssicherheit durch eine Be- 
schleunigung öffentlicher Rahmenplanun- 
gen sowie Planungskooperation. 

] ] Die Tourismusbranche wird jedoch 
nur dann auf Dauer tragfähig sein, wenn 
sie auf einen sozial verantwortbaren und 
umweliverträglichen Fremdenverkehr baut 
und regionale Eigenständigkeiten und 
qualitativ hochstehende Angebote als 
wichtige Wettbewerbsvorteile erkennt und 
fördert. Um die vorhandenen Anziehungs- 
punkte für Touristen attraktiv zu gestalten, 
werden wir u.a. den Ausbau der „Straße 
der Romanik” fortsetzen.
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Arbeitsmarkt 
Die gerechte Verteilung von Arbeit und die 
Sicherung eines hohen Beschäftigungsgra- 
des wird in den nächsten Jahren zur ent- 
scheidenden Bewährungsprobe für den 
Sozialstaat und die soziale Marktwirt- 
schaft. Die Sozialdemokratinnen und Sozi- 
aldemokraten in Sachsen-Anhalt wollen 
darum eine Arbeitsmarktoffensive begin- 
nen, die neue Wege geht. Sie hat drei Rich- 
tungen: Die erste ist eine solide Wirt- 
schaftspolitik, durch die Arbeitsplätze im 
produzierenden Bereich geschaffen wer- 
den (siehe dazu das Kapitel Wirtschaft). 
Die zweite geht neue Wege bei der Schaf- 
fung eines subventionierten Arbeitsmarktes 
im öffentlichen Interesse. Die dritte ist die 
Fortführung der Möglichkeiten des klassi- 
schen Arbeitsförderungsgesetzes. Mit die- 
ser Arbeitsmarktoffensive setzen wir kon- 
sequent unser Programm um, Arbeit statt 
Arbeitslosigkeit zu finanzieren. 

M Arbeit im 

Öffentlichen Interesse 

/ 3 Wir fordern von der Bundesregie- 
rung, sowohl die Bundesmittel für ABM als 
auch andere Arbeitsbeschaffungsmittel für 
eine begrenzte Zeit direkt dem Land zur 
Verfügung zu stellen. Wir werden mit die- 
sen Mitteln neue Wege für die Bereitstel- 
lung von Arbeitsplätzen erproben. Es geht 
uns darum, die knappen Mittel mit dem 
größßtmöglichen Effekt einzusetzen, d.h. 
möglichst viele Arbeitsplätze zu schaffen. 

24 Wir werden nach Möglichkeiten 
suchen, wie die ABS-Gesellschaften und 
ähnliche Beschäftigungsgesellschaften zu 
nach marktwirtschaftlichen Gesichtspunk- 
ten arbeitenden Betrieben fortentwickelt 
werden können. Diese Betriebe sollen vor- 
rangig für die Rekultivierung der Land- 
schaft, die Beseitigung von Altlasten, die 
Verbesserung unserer Umwelt und im Sozi- 
al- und Jugendbereich eingesetzt werden. 
Dazu werden wir neue Modelle entwickeln 
und erproben, um die großen Gestaltungs- 
aufgaben im ökologischen und sozialen 
Bereich zu lösen, die sonst auf Jahre hin- 
aus nicht bezahlbar wären. Ziel aller Pro- 
jekte und Modelle mufß3 die Schaffung von 
Dauerarbeitsplätzen und die Förderung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur sein. 

] 5 Wir werden dafür sorgen, daf3 die 
aus den ABS-Gesellschaften entwickelten 
Betriebe mittelstandsfördernd wirken, in- 
dem ihnen keine Aufträge übertragen wer- 
den, die auch private Mittelstandsbetriebe 
übernehmen können. Solche Betriebe sol- 
len nur Aufgaben erhalten, die im öffentli- 
chen Interesse liegen und ansonsten nicht 
wahrgenommen würden. Andererseits sol- 
len diese Betriebe auch Teilarbeiten an pri- 
vate Mittelstandsbetriebe vergeben und so 
deren Auftragslage verbessern. 

Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahmen 

] 6 Trotz aller Anstrengungen, Arbeits- 
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plätze auf dem ersten Arbeitsmarkt zu 
schaffen, wird es weiterhin nötig sein, für 
schwer vermittelbare Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer das Instrumentarium 
der ABM und die Umschulungsprogramme 
fortzusetzen. Auch für Sozialhilfeempfän- 
gerinnen und -empfänger sind Arbeits- 
und Qualifizierungsangebote im kommu- 
nalen Bereich zu fördern. Kürzungen in 
diesem Bereich lehnen wir ab. Darüber 
hinaus gehören alle Mafßfnahmen zur Um- 
schulung und Qualifizierung in Länder- 
hand. Bildungsaufgaben sind gemäß 
Grundgesetz Ländersache. Das bedeutet 
für uns auch, daf3 die Qualifizierung über 
Arbeitsförderungsmaßnahmen vom Land 
gesteuert werden muß. 

2] Um die Perspektive von Jugendli- 
chen zu verbessern, werden wir uns für 
eine Ausbildungs- und eine Beschäfti- 
gungsgarantie bis zum 21. Lebensjahr ein- 
setzen. Wenn notwendig, werden wir hier- 
für auch zusätzliche Landesmittel zur Ver- 
fügung stellen. 

28 Wir wollen erreichen, daß Über- 
stunden in den Betrieben und dem Öffentli- 
chen Dienst vermieden und die Möglich- 
keiten zur Teilzeitarbeit, auch bei AB-Maß- 
nahmen, erweitert werden. Teilzeitarbeits- 
modelle dürfen aber nicht nur bei typi- 
schen Frauenarbeitsplätzen Anwendung 
finden. 

9 Wir werden uns für einen Rechts- 
anspruch auf ABM für Langzeitarbeitslose, 
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die länger als ein Jahr arbeitslos sind, ein- 
setzen. Um Langzeitarbeitslose wieder an 
den Ablauf eines normalen Arbeitsalltags 
heranzuführen und möglichst schnell in 
den Arbeitsprozef3 zu integrieren, werden 
wir gesonderte Modelle zur Wiederein- 
gliederung erproben. 

J0 Gegen Schwarzarbeit, Lohndum- 
ping und den Mißbrauch von Leiharbeit 
werden wir mit allen uns zur Verfügung 
stehenden Mitteln vorgehen. Die Zahl der 
Werkvertragsarbeiterinnen und -arbeiter 
muf3 im Interesse sachsen-anhaltinischer 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer be- 
grenzt bleiben.
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Wohnen 
Angemessener Wohnraum ist ein für die 
Würde des Menschen unverzichtbares 
Grundbedürfnis. Deshalb besteht ein zen- 
trales Ziel der Sozialdemokratinnen und 
Sozialdemokraten in Sachsen-Anhalt dar- 
in, allen Bürgerinnen und Bürgern bezahl- 
bares Wohnen mit einem angemessenen 
Standard zu ermöglichen. Damit erfüllen 
wir auch einen Auftrag der Landesverfas- 
sung. Wir brauchen eine langfristig be- 
ständige Wohnungspolitik des Staates und 
einer Stärkung der Rechte der Mieterinnen 
und Mieter auf dem noch völlig verzerrten 
Wohnungsmarkt. 

Mieterschutz 

3 | Der Schutz der Mieterinnen und 
Mieter vor Eigenbedarfskündigungen sollte 
bis Ende 1997 verlängert werden. Die Um- 
wandlung von Miet- in allzu oft unbezahl- 
bare Eigentumswohnungen oder teuren 
Gewerberaum werden wir nicht fördern, 
sondern durch Landesregelungen eingren- 
zen. Bei der Berechnung von Vergleichs- 
mieten wollen wir die Einbeziehung aller 
Wohnungen der jeweiligen Kommune. 

J) Für Luxusmodernisierungen muß 
die steuerliche Förderung entfallen. Eigen- 
initiativen von Mieterinnen und Mietern 

zur Verbesserung ihres Wohnstandards 
hingegen wollen wir fördern und mit einem 
erweiterten Mieterschutz verbinden. Dem 
Wohnunggsleerstand werden wir u.a. durch 

eine konsequente Anwendung der Zweck- 
_entfremdungsverordnung begegnen. 

JJ Wir fordern, daß die Wohngeld- 
regelungen für die neuen Bundesländer so- 
lange Bestand haben, bis sich die Einkom- 
men in Ost und West angeglichen haben. 
Insbesondere für die sozial Schwächsten 
muß das Wohngeld an ihre tatsächliche fi- 
nanzielle Lage angepaßt werden. 

34 Den Wohnungsneubau wollen wir 
an dem tatsächlichen Bedarf in den Kom- 
munen ausrichten und dafür eintreten, daß 
nach dem Auslaufen des Wohnungsbele- 
gungsgesetzes 1995 angemessene Bestän- 
de an belegungsgebundenem Wohnraum, 
d.h. Sozialwohnungen, vorhanden sein 
werden. 

Großsiedlungen 

J ‚ Wir setzen uns für eine städtebau- 
liche Aufwertung, ökologische Umgestal- 
tung und Modernisierung der Großsied- 
lungen in Plattenbauweise ein. Dies be- 
inhaltet eine Konzentration der Förder- 
maßnahmen zur Verbesserung des Wohn- 
umfelds unter weitgehender Mitbestim- 
mung der Mieterinnen und Mieter. Die 
warmen Betriebskosten müssen durch den 
Einsatz von Blockheizkraftwerken, Wärme- 
dämmung u.a.m. auf westdeutsches Ni- 
veau gesenkt werden. Es muß sichergestellt 
sein, daß sich Einzelhandel, Dienstleister 
und Kleingewerbe im direkten Umfeld der 
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Wohngebiete ansiedeln können. Zu einem 
lebenswerten Wohnumfeld, das wir erhal- 
ten und fördern wollen, gehören auch so- 
ziale Einrichtungen und Begegnungsstätten 
sowie die notwendigen Spielplätze und 
Kultur- und Jugendeinrichtungen. 

3 6 Wir wollen die Sanierung und Mo- 
dernisierung der Plattenbauten so fördern, 
daf3 sie weitestgehend dem Standard einer 
westdeutschen Sozialwohnung angegli- 
chen werden. Alle in diesem Zusammen- 
hang erforderlichen Maßnahmen sollen 
eine eigene Identität der Siedlungen her- 
stellen und die Aufrechterhaltung ihrer bis- 
lang sozial ausgewogenen Bewohner- 
struktur unterstützen. 

Altbausanierung 

J / Wir setzen uns dafür ein, den 
Altbaubestand möglichst unter Mithilfe der 
Mieterinnen und Mieter zu sanieren. Durch 
ein Mietermodernisierungsprogramm wer- 
den wir in Sachsen-Anhalt staatliche För- 
dermittel auch Mieterinnen und Mietern 
zugänglich machen und weitere private 
Mittel mobilisieren. Das muß verbunden 
werden mit einem erweiterten Mieterschutz 

und einer Mietpreisbindung. 

38 Um Investitionen in die Altbau- 
sanierung vornehmen zu können, ist eine 
bessere Absicherung der interessierten In- 
vestoren gegenüber den Alteigentümer- 
innen und Alteigentümern notwendig. Wir 
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werden den Kommunen hierbei den Rük- 
ken stärken und sie auch bei der Durchset- 
zung des Prinzips „Investitionen vor Rück- 
gabe“ unterstützen. 

39 Die im Sanierungsbereich aufge- 
legten Förderprogramme werden wir in ih- 
rer Gestaltung den tatsächlichen Erforder- 
nissen anpassen, um ihre Wirksamkeit zu 
gewährleisten. Dazu gehören ein bedarfs- 
gerechter Einsatz der Fördermittel und die 
Möglichkeit der Umverteilung zwischen 
verschiedenen Fördertöpfen. 

Wohnungsneubau 

AN) Die für den kosten- und flächen- 
sparenden Wohnungsneubau eingesetzten 
Mittel müssen den wirklich Bedürftigen zu- 
gute kommen. Deswegen werden wir jede 
zehnte neugebaute Wohung behinderten- 
und altengerecht ausgestalten. Den Neu- 
bau von Sozialwohnungen werden wir auf 
Schwerpunktregionen des Wohnungsbe- 
darfs konzentrieren. 

4 | Normalverdienende Arbeitnehme- 
rinnen und Arbeitnehmer sollen vom so- 
zialen Wohnungsbau nicht ausgeschlossen 
bleiben. Wir setzen uns für eine Erhöhung 
der Einkommensgrenze im sozialen Woh- 
nungsbau ein, um so einem größeren Kreis 
von Anspruchsberechtigten den Zugang zu 
Sozialwohnungen zu ermöglichen.
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4) In die Förderung selbstgenutzten 
Wohneigentums wollen wir auch Familien 
mit mittleren Einkommen einbeziehen. 
Durch angemessene Rahmenbedingungen 
wollen wir neue Träger für den freifinan- 
zierten Wohnungsbau interessieren und 
alte Träger wie Versicherungen, Sparkas- 
sen und Banken wiedergewinnen. 

Stadt- und Ortskerne 

4 J Wir wollen eine vernünftige Mi- 
schung von Wohnen, Kultur, Büronutzung, 
Handel und Gastronomie in den Innen- - 
städten. Die Innenstädte dürfen weder ver- 
fallen noch ausschließlich kommerziellen 
Interessen dienen. Dazu gehört auch, die 
Zweckentfremdungsverordnung zeitlich 
nicht zu begrenzen, konsequent durchzu- 
setzen und bei Bedarf zu erweitern. Die 
Umwandlung von Wohnraum in Gewerbe- 
raum muß ebenso gebremst und gesteuert 
werden wie die Ansiedlung von Groß- 
märkten auf der „grünen Wiese“. 

il il Wir werden die Maßnahmen 
zur Stadtsanierung und zum städtebauli- 
chen Denkmalschutz weiter im erforderli- 
chen Maße fortführen. Für das Dorferneu- 
erungsprogramm werden wir die Mittel 
aufstocken. Insbesondere kleineren Kom- 
munen mufß3 Hilfe bei der Erstellung von 
Flächennutzungs- und Bebauungsplänen 
gegeben werden. 

Wohnungswirtschaft 

45 Die Kommunen müssen in ausrei- 

chender Menge mietpreis- und belegungs- 
gebundenen Wohnraum behalten. Als 
Eckwert sollten 30 Prozent des gesamten 
Wohnungsbestands in der Kommune gel- 
ten. Für diese Sozialwohnungen werden 
wir, um Mieten und Einkommen bei Besser- 
verdienenden in Einklang zu bringen, eine 
Fehlbelegungsabgabe einführen. 

Ih Die Wohnungsprivatisierung stellt 
für uns nur eine flankierende Maßnahme 
dar, weil sie die öffentliche Hand aus ihrer 
sozialen Verantwortung entläßt und diese 
auf Dritte überträgt. Nach Klärung der be- 
stehenden Rückübertragungsansprüche 
werden ohnehin ca. ein Drittel des kommu- 
nalen Wohnungsbestands in Privateigen- 
tum umgewandelt sein. Die Entscheidung 
für Wohneigentum sollte darüber hinaus 
ohne Zwang getroffen werden können, 
d.h. Angst vor dem Verlust einer Wohnung 
muß als Kaufmotiv generell ausscheiden. 

il / Wir wollen einen Teil der notwendi- 
gen und zum Teil gesetzlich vorgeschriebe- 
nen Privatisierung in Form von kleinen Ge- 
nossenschaften realisieren. Entsprechende 
Modelle unter dem Leitsatz „Sicherheit für 
Jeden, Risiko für Alle” kommen bei ange- 
messenen Randbedingungen den Einkom- 
mens- und Vermögensverhältnissen der 
Bürgerinnen und Bürger in Sachsen-Anhalt 
entgegen. 
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Rahmenbedingungen 

4 \ Damit die Wohnungsbaupolitik den 
Verhältnissen in Ostdeutschland gerecht 
wird, fordern wir eine Verlagerung der 
Kompetenzen für die Vergabe von Förder- 
mitteln und die Festlegung von Richtlinien 
vom Bund auf die Länder und Kommunen. 
Eine Beschneidung von Mitspracherechten 
der Bürgerinnen und Bürger bei Planungs- 
vorhaben ist für uns nicht akzeptabel. 

49 Durch eine enge Verzahnung der 
Wohnungs-, Verkehrs-, Umwelt- und Wirt- 
schaftspolitik wollen wir eine bessere Ab- 
stimmung aller regionalen Wohnungsbau- 
vorhaben bewirken. Das Landesgesetz 
über Raumordnung und Landesentwick- 
lungsplanung werden wir überarbeiten. 

50 Für baureifen, brachliegenden 
Grund wollen wir eine höhere Grundsteuer 
durchsetzen, um die Bautätigkeit anzure- 
gen und die Spekulation unattraktiv zu ma- 
chen. Bei Veräußerungen von Flächen 
durch die Treuhand und die Bundesvermö- 
gensverwaltung muß den Kommunen ein 
Vorkaufsrecht eingeräumt werden. Dabei 
dürfen die Gemeinden mit dem Problem 
ungeklärter Altlasten nicht allein gelassen 
werden. 

12
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Land- und 
Forstwirtschaft 

Jede Landschaft braucht ihre Landwirt- 
schaft, betrieben von Menschen, die in die- 
ser Landschaft leben und verwurzelt sind. 
Die sozialdemokratische Agrarpolitik in 
Sachsen-Anhalt steht für eine vielseitig 
strukturierte Landwirtschaft. Die in ihr täti- 
gen Menschen sollen ein Einkommen erzie- 
len können, das dem der gewerblichen 
Wirtschaft entspricht. Wir wollen eine 
Landwirtschaft, in der neben der Erzeu- 
gung hochwertiger Nahrungsmittel auch 
die flächendeckende Landschaftspflege 
und der Landschafts-, Natur- und Trink- 
wasserschutz gewährleistet werden. Kein 
Wirtschaftsbereich ist so von einer intakten 
Umwelt abhängig wie die Landwirtschaft. 
Unser Ziel ist eine landwirtschaftliche Pro- 
duktion, die in Einklang mit der Natur steht 
und an den Bedürfnissen der Menschen 
orientiert ist. Dazu sind einfache, über- 
schaubare, gerechte und finanzierbare 
Förderprogramme durch die EG, den Bund 
und das Land zu gestalten. Wir wollen die 
Landwirtschaft wirtschaftlich in die Lage 
versetzen, daf3 sie einen ihr entsprechen- 
den Anteil zur Entwicklung des gesamten 
ländlichen Raumes leistet. 

Landwirtschaft 

5 ] Unser Ziel ist eine landwirtschaft- 
liche Produktion, bei der die Anpassung 
an den Bedarf an Lebensmitteln bevor- 
zugt durch die Förderung der Extensivie- 
rung der Produktion und weniger durch 

Flächenstillegung erreicht wird. Dazu ge- 
hört auch eine flächengebundene Tierpro- 
duktion mit umweliverträglichen Bestands- 
obergrenzen. 

57 In der landwirtschaftlichen Produk- 
tion sollten die Höchstmengen für bestimm- 
te Produkte, die Referenzmengen, stand- 
ortbezogen und gerecht verteilt werden. 
Die Zuständigkeit dafür muß im Land blei- 
ben. Es muß sichergestellt werden, daf3 die 
möglichen Produktionsmengen voll ausge- 
schöpft werden. 

53 Wir unterstützen eine Landwirt- 

schaft, in der im angemessenen Umfang je 
nach möglichen Marktanteilen der ökolo- 
gische Landbau und der Anbau sowie die 
Verarbeitung von Spezialkulturen ihren 
Platz haben. 

54 Da die Landwirtschaft in Sachsen- 
Anhalt deutlich regional geprägt ist, wer- 
den wir unser Programm für die unter- 
schiedlichen Regionen der „Altmark“, 
„Börde“, „Elbaue“, „Harz“, „Fläming” und 
„Querfurter Platte” präzisieren. Ertrags- 
arme und strukturschwache Räume sollen 
durch regionale Förderprogramme beson- 
dere Aufmerksamkeit erfahren. 

I 5 Wir fordern für alle Rechtsformen 
in der Landwirtschaft Chancengleichheit. 
Dazu gehört auch, daß die Eigentumsver- 
hältnisse mit direkter Hilfe von Behörden 
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korrekt geklärt werden und alle Rechtsfor- 
men landwirtschaftlicher Betriebe ihre Ent- 
wicklung sicher planen können. Durch ein- 
fache Verfahren der Flurneuordnung müs- 
sen zukunftsträchtige Bewirtschaftungs- 
strukturen hergestellt werden. 

56 Wir ei daß durch gerechte 
Vermögensauseinandersetzungen zwi- 

schen LPG-Nachfolgeunternehmen und 
den ehemaligen LPG-Mitgliedern sowie 
Inventareinbringern gegenseitiges Ver- 
ständnis und Vertrauen entsteht. Die wirt- 
schaftliche Entwicklung von Betrieben aller 
Rechtsformen darf durch die Vermögens- 
auseinandersetzungen nicht gefährdet 
werden. Trotzdem muß es zu einer Ent- 
schädigung der aus der Landwirtschaft 
ausscheidenden Boden- und Inventarein- 
bringer kommen. Dazu ist die direkte Ein- 
fHußnahme von Behörden genauso notwen- 
dig wie bei der Klärung noch offener Pro- 
bleme der Altschuldenregulierung und der 
Entschädigung von Alteigentümerinnen 
und -eigentümern. Hierfür werden wir die 
rechtlichen Grundlagen schaffen. 

5 / Um den Anteil der Produzenten am 
erzielbaren Gewinn beim Verkauf ihrer 
Produkte zu erhöhen, werden wir Erzeu- 
gergemeinschaften ebenso gezielt fördern 
wie Betriebszweige, die nicht der Erzeu- 
gung von Lebensmitteln dienen. Dazu ge- 
hören der Anbau und die Verarbeitung 
nachwachsender Rohstoffe, aber auch der 
Tourismus und das Anbieten von Dienstlei- 

stungen. Wir setzen uns für eine Verände- 
rung des Steuerrechts ein, die solche Viel- 
falt erleichtert. 
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sd Die Dörfer sind nicht nur Produkti- 
onsstätten, sondern auch Lebensraum der 
ländlichen Bevölkerung. Deshalb werden 
wir alle Maßßnahmen der Dorferneuerung 
unterstützen und im Landwirtschaftsmini- 
sterium konzentrieren. 

Agrarwissenschaft 

h I Wir wollen eine landesspezifische 
Agrarwissenschaft mit den Gebieten For- 
schung, Beratung und Weiterbildung auf- 
bauen. Sie soll die Landesregierung beim 
effektiven Einsatz von Fördermitteln aus 
Land, Bund und EG zur Strukturanpas- 
sung, zum Umweltschutz, zur Qualitätssi- 
cherung und zur Vermarktung wissen- 
schaftlich beraten. Wir wollen, daß die 
Agrarwissenschaft Landwirtinnen und 
Landwirte an den agrarwirtschaftlichen 
Fachschulen und den Lehr- und Versuchs- 
anstalten berät und diese Aufgabe als eine 
umfassende fördernde Begleitung der Be- 
triebe aller Rechtsformen durch die Landes- 
regierung wahrnimmt. 

60 Wir werden Modelle für eine öko- 
nomisch starke, umweltgerechte und öko- 
logisch orientierte Agrarproduktion in sich 
ändernden marktwirtschaftlichen Rahmen- 
bedingungen erarbeiten. Dazu brauchen 
wir eine zukunftsorientierte und wissen- 
schaftlich fundierte Agrarwirtschaft und 
regionale Entwicklungskonzepte unter Be- 
rücksichtigung von Standorteignung, von 
Markterfordernissen, von ökologischen Be-
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langen und von sonstigen regional rele- 
vanten Einflußgrößen. Die Agrarwissen- 
schaft sollte effektive Verfahren für die ge- 
samte Kette von der Herstellung bis zur 
Verarbeitung und Vermarktung von Pro- 
dukten entwickeln. Darüber hinaus sollten 
die Produktion, Verarbeitung und Ver- 
marktung nachwachsender Rohstoffe wis- 
senschaftlich untersucht und erprobt wer- 
den. 

Forstwirtschaft 

6 | Unser vorrangiges Ziel in der Forst- 
wirtschaftspolitik wird der Schutz und die 
Pflege des bestehenden Waldes als Voraus- 
setzung für seine Erhaltung und fachge- 
rechte wie bevölkerungsfreundliche Nut- 
zung sein. Darüber hinaus sind geringwer- 
tige oder durch Schadstoffe belastete Bö- 
den, rekultivierte Flächen und Flächen um 
Industrieanlagen nach Möglichkeit aufzu- 
forsten. Mittelfristiges Ziel ist die Vermeh- 
rung der Waldflächen in Sachsen-Anhalt. 

W Die zerstückelte und kleingliedrige 
Besitzstruktur des Privatwaldes verhindert 
dessen wirkungsvolle Pflege und Bewirt- 
schaftung. Wir werden deshalb freiwillige 
Zusammenlegungen von Waldflächen juri- 
stisch selbständiger Eigentümer zum Zweck 
der gemeinsamen Bewirtschaftung, ein- 
schließlich Holzvermarktung, als Forst-Be- 
triebs-Gemeinschaften ebenso gezielt för- 
dern wie den freiwilligen Flächentausch, 
um räumlich verteilte Flächen zusammen- 
zuführen. Das Land sollte auch dafür Sor- 
ge tragen, daß Waldstücke, an deren Be- 

wirtschaftung die Besitzer kein Interesse 
haben, einer ordnungsgemäßen Pflege 
und Nutzung zugeführt werden. 

63 Waldbesitzerinnen und -besitzern 
wollen wir durch das Angebot kostenloser 
Beratung fachlich Unterstützung gewäh- 
ren. Da vielen Waldbesitzerinnen und 
-besitzern jedoch die Erfahrung im Wald- 
bau fehlt, Fehler in der Bewirtschaftung 
dieser Daverkultur eine Langzeitwirkung 
haben und Schäden in benachbarten Re- 
vieren verursachen können, müssen orts- 
ansässige Forstfachleute diese Aufgabe 
wahrnehmen. 
Wir werden bei den Waldförderungsricht- 
linien die Kommunen den privaten Wald- 
besitzerinnen und Waldbesitzern gleich- 
stellen. 

15
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Umwelt 
Bei der Gestaltung und Durchsetzung einer 
wirksamen Umweltpolitik steht Sachsen- 
Anhalt vor einer doppelten Herausforde- 
rung: Ökologische Altlasten, die über ei- 
nen langen Zeitraum entstanden sind, müs- 
sen beseitigt sowie ökologisch unzurei- 
chend ausgerüstete Betriebe auf den je- 
weils gültigen Standard gebracht werden. 
Gleichzeitig sind in einer Periode wirt- 
schaftlicher Rezession und anhaltender 
Entindustrialisierung die Weichen für eine 
ökologische Modernisierung der Industrie 
zu stellen. Für uns sind Ökologie und Öko- 
nomie keine Gegensätze. Nur was ökolo- 
gisch verträglich ist, ist ökonomisch lang- 
fristig sinnvoll. Die daraus erwachsende 
Herausforderung werden wir annehmen 
und über kurzfristige Maßnahmen hinaus 
ein Zukunftsinvestitionsprogramm für ei- 
nen besseren Schutz der Menschen und 
der Umwelt in Angriff nehmen. Durch ein 
spezielles Programm „Arbeit und Umwelt” 
für Sachsen-Anhalt soll ökologisch ver- 
tägliches Wirtschaften sich lohnen und 
Arbeitsplätze geschaffen werden. 

Energiepolitik 

6 4 Tendenziell bewirkt ein hoher Ener- 
gieverbrauch nicht nur einen hohen Wohl- 
stand, sondern zieht auch hohe Umwelt- 
belastungen nach sich. Daraus ergibt sich 
die Notwendigkeit, Wirtschaftswachstum 
und Energieverbrauch zu entkoppeln. Wir 
werden deshalb bessere Rahmenbedin- 
gungen für eine umweltschonende Ener- 
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giepolitik setzen, die zu einem rationelle- 
ren Energieeinsatz zwingt. 

h I Wir wollen eine sinnvolle Dezentra- 
lisierung der Energieerzeugung und neue 
Kraftwerke nur mit Kraft-Wärme-Kopp- 
lung. Wir werden die Fernwärmeversor- 
gung ausbauen und den Aufbau von 
Stadtwerken unterstützen. 

6 6 Die Einführung regenerativer Ener- 
gieerzeugung werden wir langfristig för- 
dern und Pilotprojekte entwickeln. Wir 
wollen den Braunkohleeinsatz soweit be- 
grenzen, wie es eine kostengünstige Ver- 
sorgungssicherheit von Sachsen-Anhalt 
und arbeitsmarktpolitische Zielstellungen 
erfordern. Den Bau von Kernkraftwerken 
in Sachsen-Anhalt lehnen wir entschieden 
ab. 

Nutzung der Landschaft 

6 / Zur Sicherung und Entwicklung von 
Lebensqualität für die Bürgerinnen und 
Bürger sowie Besucherinnen und Besucher 
Sachsen-Anhalts werden wir wirksame 
raumordnerische und naturschutzrecht- 
liche Regelungen durchsetzen. Dazu ge- 
hört eine Nutzung von Industriebrachen 
bei gleichzeitigem Schutz der „grünen 
Wiese” und die mittelfristige Realisierung 
von Rekultivierungsprojekten für die Berg- 
baufolgelandschaft.
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b Ö Wir wollen den Erhalt und die 
Regeneration der naturnahen Kulturland- 
schaft Sachsen-Anhalts in ihrer natürlichen 
Vielfalt. Den sanften Tourismus werden wir 
fördern. Schwerpunkte sind der National- 
park Hochharz, Nationalpark Elbaue/Ha- 
vel, die Biosphärenreservate „Mittlere 
Elbe”, „Karstlandschaft Südharz” und 
„Drömling“ sowie die Naturparks „Saale- 
Unstrut-Triasland”, „Dübener Heide” und 
„Untere Saale”. Mit verbindlichen Durch- 
führungsbestimmungen werden wir für 
Rechtssicherheit gegenüber Nutzungsan- 
sprüchen in diesen Gebieten sorgen. Aner- 
kannte Verbände werden wir bei natur- 
schutzrelevanten Projekten einbinden. 

6 I Darüber hinaus werden wir bessere 
Rahmenbedingungen für eine umwelt- 
gerechte land- und forstwirtschaftliche Bo- 
denbewirtschaftung und Flurgestaltung mit 
einer Anpassung an die natürlichen Gege- 
benheiten schaffen. Unser Ziel ist eine flä- 
chendeckende Landbewirtschaftung. 

Umweligut Wasser 

) Die Trink- und Brauchwasserquali- 
tät ist in zahlreichen Gebieten Sachsen- 
Anhalts noch unzureichend. Neben der 
konsequenten Weiterführung begonnener 
Projekte werden wir insbesondere Ursa- 
chen beseitigen, die einer nachhaltigen 
Verbesserung der Wasserqualität und der 
Sicherung des Wasserangebots im Wege 
stehen. 

/ | Unsere Schwerpunkte liegen hier 
bei einer Abwasserbeseitigung, mit der in 
allen Gewässern Sachsen-Anhalts je nach 
Nutzungserfordernis eine Gewässergüte- 
klasse I oder Il angestrebt wird. Wir wollen 
eine qualitätsgerechte Trinkwasserversor- 
gung. Die Wasserpreise sollen am Solidar- 
prinzip ausgerichtet und sozialverträglich 
sein. Wir werden die für eine Verbesse- 
rung des gesamtökologischen Wertes der 
Gewässer notwendigen Maßnahmen er- 
greifen : 

/] Die Nutzung des Umweltgutes 
Wasser darf keine negativen gesamtwirt- 
schaftlichen Auswirkungen haben und die 
öffentlichen Haushalte nicht belasten. 

Abfallprodukte 
und Altlasten 

/ 3 Die derzeitige Abfallproduktion ist 
volkswirtschaftlich fragwürdig, unnötig 
teuer und belastet die Verbraucherinnen 
und Verbraucher. Unser Hauptziel ist des- 
halb die Abfallvermeidung. Für die Bewäl- 
tigung des Abfallaufkommens in Sachsen- 
Anhalt und zur Planung von Abfallent- 
sorgungsanlagen werden wir eine progno- 
stische Abfallbilanzierung durchführen. 
Bei der Entscheidung über die Entsor- 
‚gungsvarianten in der Reihenfolge Be- 
handlung -— Verbrennung - Deponierung 
hat für uns die Umweltverträglichkeit 
grundsätzlich Vorrang. Wir werden eine 
dezentrale Abfallbeseitigung fördern, die 
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nach modernsten Gesichtspunkten arbei- 
tet. 

/4 Wir werden die mit dem „Dualen 
System Deutschland“ abgeschlossenen 
Verträge auf ihre Einhaltung der gesetzli- 
chen und vertraglichen Regelungen, insbe- 
sondere die Einhaltung der Verwertungs- 
quoten, kritisch prüfen. 

/> Für die Abfallvermeidung werden 
wir die landesgesetzlichen Möglichkeiten 
stärker ausschöpfen und notwendige Bun- 
desratsinitiativen auf den Weg bringen. 
Vereinbarungen mit benachbarten Län- 
dern über einen grenzüberschreitenden 
Mülltransport werden wir nur treffen, wenn 
beide Seiten davon Vorteile haben. 

/ bh Die landesgesetzlichen Möglichkei- 
ten für eine Freistellung von Altlasten wol- 
len wir verbessern. Vorrangig werden wir 
die Altlasten beseitigen, die das größte 
Gefahrenpotential darstellen und die Wirt- 
schaftsstrukturpolitik des Landes behin- 
dern. Gleichzeitig wollen wir neue Bela- 
stungen vermeiden. 

Umweltbildung 

/ / Eine umweltfreundlichere Ge- 
samtpolitik in Sachsen-Anhalt erfordert 
eine ausreichende und wirksame Umwelt- 
bildung. Mit einer besseren umweltpoliti- 
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schen Motivation der Bürgerinnen und 
Bürger werden wir auch die notwendigen 
Voraussetzungen für die ökologische Mo- 
dernisierung der Industriegesellschaft 
leichter sichern können. 

/ ö Ökologie und Umweltschutz wollen 
wir als Unterrichtsprinzip in die Rahmen- 
richtlinien der allgemeinbildenden Schulen 
einfügen und die Ausbildungsprofile auf 
dem Gebiet von Ökologie und Umwelt- 
schutz an die landesspezifischen Bedürf- 
nisse anpassen. 

/ I Wir wollen eine verbesserte Ausbil- 
dung des Verwaltungspersonals in den Be- 
hörden durchsetzen, die auf dem Gebiet 
des Umwelt- und Naturschutzes arbeiten, 
sowie eine gezielte Förderung von Einrich- 
tungen, die sich der Umweltbildung wid- 
men.
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Soziales 
Soziale Sicherheit ist ein Grundpfeiler des 
sozialen Friedens und ein Grundanliegen 
sozialdemokratischer Politik. Die Wahrung 
und Gestaltung des Sozialstaates muf3 da- 
her in alle Bereiche der Politik einfließen. 
Es ist unser Anliegen, für eine humane Ge- 
staltung der Lebens- und Arbeitsbedingun- 
gen nach Kräften Sorge zu tragen. Dies 
schließt die Überzeugung ein, daf3 es zur 
Wahrung der Würde des Menschen ge- 
hört, auch demjenigen eine Perspektive zu 
bieten, der ohne Arbeit ist. Wir Sozialde- 
mokratinnen und Sozialdemokraten setzen 
uns für eine vorbeugende und zukunftswei- 
sende Sozialpolitik ein, insbesondere bei 
der Absicherung von Lebensrisiken und 
den Chancen eines würdigen Lebens im 
Alter. Wo Menschen sich untereinander 
helfen, beraten oder betreuen, sollte diese 
Solidarität vom Staat unterstützt werden. 

Familienpolitik 

ö0 Unabhängig davon, ob in Ehen, in 
Lebensgemeinschaften oder bei einem al- 
leinerziehenden Elternteil, gilt der Grund- 
satz: Familie ist das Zusammenleben mit 
Kindern und Hilfsbedürftigen. Wir Sozial- 
demokratinnen und Sozialdemokraten 
sind dem Gebot der Landesverfassung ver- 
pflichtet, wonach jeder Förderung und Ent- 
lastung verdient, der in häuslicher Ge- 
meinschaft für Kinder oder Hilfsbedürftige 
sorgt. Frauen und Männer müssen darum 

die Möglichkeit haben, Beruf und Familie 
besser vereinbaren zu können. 

ß ] Leistungen und Pflichten im häusli- 
chen Bereich müssen gesellschaftlich und 
gesetzlich anerkannt und in der Renten- 
versicherung entsprechend berücksichtigt 
werden. Dies gilt im besonderen Maße für 
die Kindererziehungszeiten und die häusli- 
che Pflege. 

\ ] Wir werden die politischen Voraus- 
setzungen dafür schaffen, daf3 Arbeitge- 
berinnen und Arbeitgeber sowie Arbeit- 
nehmerinnen und Arbeitnehmer die Ar- 
beitszeit individueller, flexibler und damit 
sowohl effizienter wie auch familien- 
freundlicher gestalten können. 

03 Wir setzen uns ein für den Erhalt 
von bedarfs- und qualitätsgerechten Kin- 
dertagesstätten. Den Rechtsanspruch auf 
einen Kinderbetreuungsplatz in Krippe, 
Kindergarten und Hort werden wir absi- 
chern. Wir werden dafür sorgen, daß 
Kinderbetreuungsplätze in Sachsen-Anhalt 
auch für Bürgerinnen und Bürger mit nied- 
rigem Einkommen bezahlbar bleiben. 

84 Für jede Familie mit Kind muß das 
Existenzminimum garantiert sein. Väter 
und Mütter müssen die Möglichkeit haben, 
gleichberechtigt und gesellschaftlich aner- 
kannt ihre Kinder zu erziehen. Im Gegen- 
satz zu Regelungen, die Wohlhabende 
ohne Kinder begünstigen, setzen wir uns 
für einen gerechten und wirksamen Lasten- 
ausgleich zugunsten von Familien mit Kin- 

r9



SPD Sachsen-Anhalt 
  

dern ein. Ein existenzsicherndes Elterngeld 
und ein Urlaubskonto sollen für beide EI- 
ternteile gelten. Familienfreundliches Woh- 
nen muß3 für jeden bezahlbar sein. 

85 Wir wollen eine kinderfreundliche 
Gesellschaft. Die Meinungen der Kinder 
und Jugendlichen werden wir dadurch 
stärker beachten und anerkennen, indem 
wir Kinder- und Jugendbeiräte einrichten. 
Damit sie sich ihren Ansprüchen gemäß 
entfalten können, muß auch die Stadt- und 
Verkehrsplanung auf die Bedürfnisse und 
Verhaltensweisen von Kindern Rücksicht 
nehmen. 

86 Wir werden alle Möglichkeiten 
ausschöpfen, damit Kinder zu Gewalt- 
freiheit und einem sinnvollen Umgang mit 
Konflikten erzogen werden. 

d / Gewalt, Vergewaltigung und sexu- 
eller Mißbrauch von Kindern nehmen in 
erschreckendem Maße zu. Die Betroffenen 
müssen unterstützt werden und die Mög- 
lichkeit haben, sich an einem sicheren Ort 
zurückzuziehen, an dem sie Ruhe, Schutz, 
Hilfe und Beratung finden. Wir werden da- 
für sorgen, daß Frauenhäuser und Kinder- 
schutzwohnungen in ausreichendem Maße 
zu Verfügung stehen. Bei sexuellem Miß- 
brauch und Gewalt an Kindern müssen die 
Strafmafje erhöht und die Verjährungsfri- 
sten verlängert werden. 
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Seniorenpolitik 

68 Viele Senioren können und wollen 
selbständig in ihrer vertrauten Umgebung 
leben und arbeiten. Durch solidarische 
Förderung und staatliche Hilfe wollen wir 
die Menschwürde im Alter wahren und si- 
chern. Damit Förderung und Hilfe auch tat- 
sächlich den Bedürfnissen der Betroffenen 
gerecht werden, wollen wir die Erfahrun- 
gen der älteren Menschen und wissen- 
schaftliche Erkenntnisse für die politischen 
Entscheidungen nutzen. 

69 Viele ältere Menschen sind auf 
Sozialhilfe angewiesen, weil ihre Rente 
nicht zum Lebensunterhalt ausreicht. Auch 
das Risiko der Pflegebedürftigkeit ist noch 
immer nicht abgesichert. Wir setzen uns 
für die Ergänzung des beitrags- und lei- 
stungsbezogenen Sicherungssystems im 
Alter durch eine steuerfinanzierte Grund- 
sicherung ein und werden uns weiterhin 
für sichere und gerechte Renten stark ma- 
chen. 

IN Altenheime dürfen nicht mehr län- 
ger „Verwahrungseinrichtungen” sein. Es 

müssen Alternativen zu den Heimen ange- 
boten werden. Je nach Gemeindestruktur 
sollen integrierte Wohn- und Service- 
zentren, die auch Beratungs- und Begeg- 
nungsstätten sind, geschaffen werden. 
Durch Wohnungstauschbörsen, Wohn- 
raumanpassungsmaßnahmen und neue 
Wohnkonzepte werden wir ein altenge- 
rechtes Wohnen mit der Möglichkeit einer
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abgestuften Betreuung anbieten. Wir wol- 
len jede zehnte neugebaute Wohnung 
altengerecht gestalten. 

Y | Wir werden die Hilfe zur Selbsthilfe 
unterstützen und die Senioren durch Seni- 
orenbeiräte in demokratische Entschei- 
dungsprozesse einbinden. Wir möchten 
die Senioren in alle gesellschaftlichen Be- 
reiche einbeziehen und werden uns für 
breitangelegte Hilfsangebote und gegen- 
seitige Hilfsprojekte, wie z.B. „Alt hilft 
Jung”, einsetzen. 

I ] Das Aufgabenspektrum von Sozial- 
stationen muß sich verändern und an ab- 
gestuften Pflegemöglichkeiten orientieren. 
Eine Vielfalt freier Träger muf3 dabei ge- 
währleistet sein. 

'R Bei Betreuung pflegebedürftiger 
Menschen in der Familie werden wir pfle- 
gende Angehörige unterstützen. 

94 Zur Erleichterung des alltäglichen 
Lebens der Senioren ist auch ein Verkehrs- 
netz nötig, das ihnen Mobilität und bezahl- 
bare Tarife bietet. Entsprechende Ziele set- 
zen wir uns in der Verkehrspolitik. 

I 5 Wir werden uns für Bildungs-, Kul- 
tur- und Freizeitangebote einsetzen, die 
sich an den Interessen und Anforderungen 

der älteren Arbeitslosen, der Vorruhe- 
ständler und Senioren orientieren. Das 
schließt auch Studienmöglichkeiten älterer 
Menschen an Hochschulen und Universitä- 
ten ein. 

Behindertenintegration 

I 6 Wir wollen, daß Behinderte gleich- 
berechtigt am gesellschaftlichen Leben mit- 
wirken können. Wir setzen uns für ein 
Antidiskriminierungsgesetz ein, damit Be- 
hinderte von den Kommunen und vom 
Land Maßnahmen zu ihrer Integration ein- 
fordern können. 

9 / Damit behinderte Bürger am gesell- 
schaftlichen Leben und am Arbeitsprozef3 
teilnehmen können, muß ihre Mobilität ver- 
bessert werden. Die öffentlichen Gebäude, 
die Verkehrsmittel, die Wohnverhältnisse 
und Einkaufsmöglichkeiten müssen den Be- 
dürfnissen Behinderter schrittweise ange- 
paf3t werden. 

08 Behinderte sind oft unterfordert. 
Für Behinderte, die sich nicht im normalen 
Arbeitsprozeß befinden, ist ein Arbeits- 
platz in einer Behindertenwerkstatt häufig 
weder beruflich noch finanziell befriedi- 
gend. Wir werden uns verstärkt für Alter- 
nativen und Ergänzungen zu Behinderten- 
werkstätten sowie eine leistungsgerechte 
Bezahlung einsetzen. Die Aus- und Fortbil- 
dung, die Weiterqualifizierung und das 
berufliche Training Behinderter muß eben- 
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so gefördert werden wie ihre Integration in 
die Arbeitswelt. 

99 Behinderte im normalen Arbeits- 

prozel3 müssen entsprechend den gesetzli- 
chen Vorgaben angestellt werden. Wir be- 
fürworten Regelungen, nach denen Arbeit- 
geber sich nicht länger und allzuleicht von 
der gesetzlich festgelegten Verpflichtung 
freikaufen können, eine bestimmte Anzahl 
von Arbeitsplätzen für Behinderte bereit- 
zustellen. Der öffentliche Dienst muß bei 
der Anstellung von Behinderten eine Vor- 
bildfunktion übernehmen. 

Ausländerintegration 

| (0 Wir verurteilen jede Form von 
Ausländerfeindlichkeit. Das friedliche Zu- 
sammenleben mit Ausländerinnen und 
Ausländern und anderen gesellschaftlichen 
Minderheiten ist nicht nur ein Gebot der 
Menschlichkeit, sondern ein wirksamer 
Beitrag gegen Gewalt. Wir werden alle 
Anstrengungen unterstützen, um Vorbehal- 
te und Ängste gegen Ausländer abzubau- 
en und Toleranz und Akzeptanz zu för- 
dern. 

| ) | Zur Integration von Auslände- 
rinnen und Ausländern in unserer Gesell- 
schaft gehört auch deren Gleichstellung. 
Wir treten deshalb für die Erleichterung 
der Einbürgerung von Ausländerinnen und 
Ausländern ein, die seit Jahren rechtmäßig 
bei uns leben und dauerhaft hier bleiben 
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werden sowie für hier geborene Kinder 
ausländischer Eltern. 

| 0) Wir werden uns dafür einset- 
zen, daf3 auch ausländischen Einwohne- 
rinnen und Einwohnern einer Kommune, 
die nicht die Staatsangehörigkeit eines Mit- 
gliedsstaates der Europäischen Gemein- 
schaft besitzen, das aktive und passive 
Wahlrecht in Gemeinden und Kreisen ge- 
währt wird. 

| 03 Die Zuwanderung von Auslän- 
derinnen und Ausländern ist sinnvoll und 
notwendig. Wir werden uns im Bund für 
ein Gesamtkonzept einsetzen, das eine 
sozialverträgliche Steuerung der Einwan- 
derung gewährleistet. Das Grundrecht auf 
Asyl für politische Flüchtlinge wollen wir 
erhalten. 

| (4 Unsere ausländischen Mitbür- 
gerinnen und Mitbürger haben Schwierig- 
keiten im Umgang mit Behörden. Aus- 
länderbeauftragte des Landes, der Kreise 
und kreisfreien Städte sollen sie dabei un- 
terstützen und ihre Interessen vertreten. 

Gesundheitswesen 

| 05 Wir wollen eine enge Verknüp- 
fung von Sozial- und Gesundheitspolitik. 
Eine solidarisch finanzierte Versorgung al- 
ler Leistungsbereiche in der Medizin, unter
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besonderer Berücksichtigung von vorbeu- 
genden Maßnahmen und der Rehabilitati- 
on, muf3 auch in Zukunft gewährleistet 
sein. Wir werden uns deshalb für die Fort- 
schreibung der Gesundheitsstrukturreform 
einsetzen. 

| Ü 6 Wir wollen eine kostengünstige 
Optimalversorgung und eine Qualitätssi- 
cherung auch im Gesundheitswesen, weni- 
ger „Apparatemedizin”, aber wieder mehr 
„sprechende“ und familienunterstützende 
Versorgung in kleineren und gemeinde- 
nahen Einrichtungen. Die Betreuung chro- 
nisch Kranker muß verbessert werden. 

| )/ Wir möchten die stationäre 
Verweildauer in den Krankenhäusern ver- 
kürzen und verbesserte Möglichkeiten zur 
Anschlußheilbehandlung und zur weiteren 
Rehabilitation anbieten. Entsprechend der 
Finanzausstattung im Bereich öffentlicher 
und frei getragener Krankenhäuser müs- 
sen schnellstmöglich auch Mittel für den 
medizinischen Hochschulbereich bereitge- 
stellt werden. Unser Ziel ist eine Anglei- 
chung des Versorgungsnetzes an den west- 
deutschen Standard. 

| ) ß Wir streben eine gemeindenahe 
Versorgung und Neuorientierung der gro- 
ßen psychiatrischen Krankenhäuser an, 
wobei wir innovative und phantasievolle 
Therapieformen unterstützen. Wir wollen, 
daf3 die Kommunen verstärkt kleine Wohn- 
einheiten vorhalten, die ein betreutes Woh- 
nen für psychisch Kranke ermöglichen. Um 

stationär behandelten Patienten wieder ei- 
nen behutsamen Einstieg in das Alltags- 
leben bieten zu können, sollen Übergangs- 
plätze angeboten werden. 

Drogenpolitik 

| 09 Oberstes Ziel unserer Drogen- 
politik ist es, durch Aufklärung und Vor- 
beugung das Anwachsen des Drogenmil3- 
brauchs in Sachsen-Anhalt zu begrenzen. 
Wir fordern die Entkriminalisierung von 
Drogensüchtigen und statt dessen mehr 
Alltagshilfe für die Abhängigen. Der zer- 
störerische Kreislauf von Beschaffungskri- 
minalität und Drogenkonsum muf3 durch- 
brochen werden. Wir setzen uns in dem 
Maß, wie die Drogenproblematik zuneh- 
men wird, für eine Teillegalisierung von 
Drogen unter den Aspekten eines sinnvol- 
len Umgangs mit der Droge und einer ver- 
besserten Gesundheitsaufklärung ein. 

| | Ü Jeder Therapiewillige sollte die 
Möglichkeit haben, ohne lange Wartezeit 
einen Therapieplatz in Anspruch nehmen 
zu können. Dies bedeutet eine ausreichen- 
de Bereitstellung von Therapieplätzen. Die 
Methadonbehandlung für Rauschgiftsüch- 
tige kann dabei eine begleitende Hilfestel- 
lung sein. Ziel aller Therapieansätze muß 
es sein, den Suchtkranken wieder ein ei- 
genständiges und selbstbestimmtes Leben 
zu ermöglichen. 

| | | Die Diskussion um Drogen muß 

23



SPD Sachsen-Anhalt 
  

die legalen Drogen wie Alkohol und Niko- 
tin mit einbeziehen. Sie müssen mit dersel- 
ben Konsequenz wie die illegalen Drogen 
behandelt und gezielt in eine Aufklärungs- 
und Vorbeugungsarbeit integriert werden. 

Beratungsstellen 

| ] ] Der Bedarf an Information über 
die verschiedenen Sozial- und Versor- 
gungsleistungen wächst ständig. Es entste- 
hen neue Problembereiche bei Mieten und 
Schulden. Wir werden die Mieter-, Ver- 
braucher- und Schuldnerberatungen durch 
Landesmittel unterstützen und ausbauen. 
Darüber hinaus werden wir in ausreichen- 
dem Maße Anlaufstellen bei sozialen und 
familiären Konflikten zur Verfügung stel- 
len. 

| | 3 Wir werden bei dem aufzu- 
bauenden flächendeckenden Netz von 
Schwangerschaftsberatungsstellen eine 
ausgewogene Trägervielfalt garantieren. 
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Frauenpolitik 
Zu den Schwerpunkten sozialdemokrati- 
scher Politik gehört die aktive und konse- 
quente Umsetzung des Gleichberechti- 
gungsgebotes für Frauen und Männer 
nach Art. 3 des Grundgesetzes. Wir sor- 
gen für die Gleichstellung der Frauen in al- 
len Lebensbereichen durch besondere 
Fördermaf3nahmen bis zum Ausgleich be- 
stehender Benachteiligungen. Unser Ziel ist 
die gerechte Verteilung von Arbeit, Macht, 
Einkommen und Freizeit zwischen Frauen 
und Männern. 

Gesellschaftliche Teilhabe 

| | A Wir werden die Frauenpolitik 
nicht einer kompetenzlosen Leitstelle über- 
lassen, sondern über ein Ministerium eine 
effiziente Frauen- und Gleichstellungs- 
politik durchsetzen. 

| | 5 Wir werden die gleichberech- 
tigte Teilnahme der Frauen in allen gesell- 
schahfichen Bereichen fördern. Neben der 
Sicherung des Lebensunterhaltes bedeutet 
Erwerbstätigkeit auch für Frauen Unab- 
hängigkeit, Bestätigung, neue Erfahrungen 
und soziale Kontakte. 

Frauenförderung 

| | 6 Unser Landesgleichstellungs- 

gesetz wird Grundlage dafür sein, Benach- 
teiligungen von Frauen im öffentlichen 
Dienst tatsächlich zu beseitigen. 

| | / Die Wirtschafts- und Struktur- 
förderung des Landes soll regional und 
branchenorientiert soweit wie möglich mit 
der Fravenförderung verzahnt werden. 

| | \ Entsprechend ihrem Anteil an 
der Arbeitslosigkeit sind Frauen an Quali- 
fizierungs- und Arbeitsbeschaffungsmaß- 
nahmen zu beteiligen. Besonders Alleiner- 
ziehende, ältere Frauen, Frauen aus dem 
ländlichen Raum und Sozialhilfeempfän- 
gerinnen werden wir mit einem Frauen- 
aktionsprogramm gezielt unterstützen. 

Selbstbestimmung 

| | I Jede Frau soll in der Lage sein, 
frei und eigenverantwortlich über das Aus- 
tragen einer Schwangerschaft zu entschei- 
den. Wir setzen uns weiterhin für die Strei- 
chung des $ 218 des Strafgesetzbuches 
ein. Wir treten für eine Krankenkassen- 
finanzierung eines Schwangerschaftsab- 
bruches, die kostenlose Abgabe von Ver- 
hütungsmitteln und die Einführung der Ab- 
treibungspille RU 486 ein. 
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Jugend 
Wir Sozialdemokratinnen und Sozialde- 
mokraten wollen eine deutliche Verbesse- 
rung der Zukunftschancen unserer Jugend. 
Junge Menschen sind von den drastischen 
Veränderungen der letzten Jahre in ande- 
rer Weise betroffen als Erwachsene. Kin- 
der, Jugendliche und junge Erwachsene 
befinden sich auch entwicklungsbedingt in 
einer Umbruchphase. Auf vielfältige Weise 
sind sie abhängig von den materiellen und 
sozialen Lebensbedingungen ihrer Eltern- 
häuser und ihrem gesellschaftlichen Le- 
bensumfeld. 

Jugendarbeit 

| ] ) Unsere Jugendpolitik wird Frei- 
räume schaffen, in denen Kinder und Ju- 
gendliche sich erproben, Freiheiten nut- 
zen, aber auch Grenzen kennenlernen 
können. Es muf3 Raum sein für jugendliche 
Phantasie und Kreativität. Nur so können 
Jugendliche lernen, im Vertrauen auf sich 
selbst optimistisch ihre Zukunft zu gestal- 
ten. Nach diesen Prinzipien werden wir 
den Landesjugendplan überarbeiten. 

| ] | Jugendarbeit ist ein wichtiger 
Bereich, um gesellschaftliches Engagement 
und demokratischen Umgang miteinander 
zu üben. Hier kann und soll gelernt wer- 
den, eigene Interessen selbst in die Hand 
zu nehmen und nicht auf die Hilfe anderer 
zu warten. Das weite Feld politischen und 
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sozialen Lernens soll zum persönlichen 
Einsatz bei der Gestaltung eigener Lebens- 
räume und zum Verständnis für andere 
Gruppen in der Gesellschaft führen. Ohn- 
machtsgefühlen und Vereinzelungserfah- 
rungen wird so entgegengewirkt. 

| 2] Die Stärkung des demokrati- 
schen Bewußtseins ist ein wesentliches Ele- 
ment unserer Jugendarbeit. Wir wollen 
deshalb den Aufbau freier, selbstorgani- 
sierter Zusammenschlüsse von jungen 
Menschen befördern bzw. entsprechende 
Zusammenschlüsse initiieren. Dazu gehö- 
ren z.B. ein Runder Tisch Jugend oder der 
Jugendbeirat. Vorhandene Gremien wie 
die Jugendhilfeausschüsse müssen ihre 
Kompetenzen stärker wahrnehmen. In Ju- 
gendzentren und anderen Einrichtungen 
der Kinder- und Jugendarbeit werden die 
Kinder- und Jugendlichen durch Selbst- 
verwaltungsgremien in die Verantwortung 
eingebunden. Bei demokratischen Ent- 
scheidungsprozessen müssen Jugendliche 
mehr Mitbestimmungsrechte erhalten. Wir 
werden deshalb die Altersgrenze für eine 
Beteiligung an Einwohneranträgen in den 
Kommunen auf 16 Jahre und bei beson- 
ders Jugendliche betreffenden Fragen auf 
14 Jahre herabsetzen. 

| ] 3 Wir wollen die Kompetenz der 
Jugendämter stärken. Nur so wird die Vor- 
aussetzung dafür geschaffen, daf3 Interes- 
sen und Bedürfnisse von Kindern und Ju- 
gendlichen erkannt, gebündelt und bei der 
Gestaltung der Lebensumwelt angemessen 
berücksichtigt werden. Bei den Jugendäm- 
tern werden wir für junge Menschen ein
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umfassendes Angebot an Beratung und 
Hilfe zur Verfügung stellen. 

| ] A Die Förderung von Werkstätten 
im Rahmen der Jugendsozialarbeit muß in- 
tensiviert werden, da sich die Angebote 
dieser Einrichtungen vor allem an junge 
Menschen richten, von denen besonders 
ungünstige Voraussetzungen für eine Aus- 
bildung und Beschäftigung mitgebracht 
werden. Bestimmend für diese Werkstatt- 
projekte muß die sozialpädagogische Ori- 
entierung und Begleitung der Angebote 
und Maf3nahmen sein. 

] )5 Wir wollen die Fähigkeit der 
jungen Menschen zur sozialen und berufli- 
chen Integration stärken und deshalb für 
einen gezielten und angemessenen Einsatz 
von Straßensozialarbeit Sorge tragen. 
Eine angemessene Förderung der Aus-, 
Fort- und Weiterbildung für die im Jugend- 
bereich Tätigen ist dringend erforderlich. 
Bei der Anerkennung von Ausbildungen 
muf3 die erworbene praktische Erfahrung 
stärker berücksichtigt werden. 

Jugendpauschale 

| ] 6 Ein Ziel unserer Jugendpolitik ist 
die Schaffung von Rahmenbedingungen, 
unter denen in jeder Gemeinde und in je- 
dem Stadtteil Jugendarbeit erfahrbar wird. 
Mit einer Jugendpauschale aus dem Lan- 
deshaushalt wollen wir die Kommunen in 

die Lage versetzen, flexibel und den Be- 
dürfnissen der Kinder und Jugendlichen 
vor Ort angemessen Jugendarbeit zu fi- 
nanzieren. Projekte der Jugendarbeit kön- 
nen so auch langfristig geplant und umge- 
setzt werden. 

| 2] Das Engagement ehrenamt- 
licher Mitarbeiter ist im Jugendbereich un- 
verzichtbar. Deshalb wollen wir u.a. mit 
der Jugendpauschale die personellen und 
sächlichen Voraussetzungen dafür schaf- 
fen, daf dieses System weiter ausgebaut 
werden kann. Kommunen mit über 10.000 
Einwohnern werden wir anregen, einen 
hauptamtlichen Jugendmitarbeiter einzu- 
stellen. 

| 28 Wir brauchen ein vielfältiges 
Angebot an freien Trägern der Jugendar- 
beit, das den unterschiedlichen Bedürfnis- 
sen von Kindern und Jugendlichen aller Al- 
tersstufen angemessen ist. Hierfür sind ent- 
sprechende übersichtliche und handhab- 
bare Förderungsstrukturen notwendig. Der 
Eigenverantwortlichkeit und der Vielfalt 
freier Träger der Jugendarbeit muß Rech- 
nung getragen werden. 

Freizeit- und 
Wohnmöglichkeiten 

| 29 Für viele Kinder und Jugendli- 
che kommt es darauf an, Treffpunkte zu 
haben, an denen sie unter sich sein können 
und die sie nach ihren eigenen Vorstellun- 
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gen nutzen dürfen. Neben der Einrichtung 
von Jugendzentren bieten sich hier viele 
kleine Lösungen an, wie z.B. mobile 
Jugendzelte, Spiel- und Rockmobile, Info- 
Räume, Cafes oder Mädchentreffpunkte. 
Bestehende Jugendfreizeiteinrichtungen 
sollen erhalten bleiben. 

| J0 Es fehlt in unserem Land an ge- 
eignetem und bezahlbarem Wohnraum für 
Jugendliche. Neben Formen des betreuten 
Wohnens für Jugendliche in besonderen 
Lebenssituationen werden wir Möglichkei- 
ten schaffen, daß Jugendliche ihre Wohn- 
berechtigungsscheine zusammenlegen und 
Wohngemeinschaften bilden können. Dar- 
über hinaus werden wir uns für bezahl- 
bare Wohnheimplätze für Auszubildende, 
Studentinnen und Studenten einsetzen. Bei 
den Planungen im sozialen Wohnungsbau 
wollen wir die Bedürfnisse von Kindern 
und Jugendlichen stärker berücksichtigen. 
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Bildung 
Bildung dient der freien Entfaltung der Per- 
sönlichkeit. Darüber hinaus ist das Wissen 
und Können der Menschen in Sachsen-An- 
halt eine wichtige Grundlage für die öko- 
nomische und ökologische Umgestaltung 
unseres Landes. Schule muß demzufolge 
auf die geistigen, praktischen und sozialen 
Anforderungen vorbereiten. Deshalb wol- 
len wir eine moderne, leistungsorientierte 
Schule in Sachsen-Anhalt, die selbstbe- 
wußte, motivierte junge Menschen hervor- 
bringt. Solche kommunikativen und kreati- 
ven jungen Menschen sollen die Zukunft 
unseres Landes mitgestalten. 

Demokratische Schule 

| 3 | Durch die Unterstützung neuer 
Lern- und Schulformen werden wir den 
Prozeß einer Erziehung zur Demokratie 
voranbringen. Das bedeutet eine grundle- 
gende Überarbeitung der inhaltlichen und 
organisatorischen Vorgaben für das ge- 
samte Schulwesen. Wir werden diejenigen 
Schulformen stärken, die das demokrati- 
sche Leben in den Mittelpunkt der Erzie- 
hung stellen. Dazu gehört auch die Ge- 
samtschule. Aus der bisherigen dreiglied- 
rigen werden wir eine zweigliedrige Schul- 
verwaltung formen. Dies verkürzt Entschei- 
dungswege und macht die Entscheidungs- 
findung durchsichtiger. 

] J/ Nach dem Grundsatz „Alles, 
was an der Schule entschieden werden 

kann, soll auch dort entschieden werden“ 
wollen wir den Schulen verstärkt Möglich- 
keiten eröffnen, selber Schwerpunkte im 
Fächerangebot und in den Stundentafeln 
zu setzen und Angebote zur Stärkung des 
Soziallebens zu machen. Dabei sollen Mo- 
delle gefördert werden, die geeignet sind, 
die Demokratie in der Schule direkt zu erle- 
ben. Zuständigkeiten und Zusammenset- 
zung der schulischen Beschlußgremien 
werden geändert mit dem Ziel, die demo- 
kratische Mitbestimmung aller Beteiligten 
zu stärken. 

| JJ Wir wollen die Öffnung der 
Schule zu ihrem gesellschaftlichen Umfeld 
und zu ihrer Gemeinde, um sie zu einem 
wirklichen Teil ihres kommunalen Umfeldes 
werden zu lassen. Das bedeutet die Förde- 
rung einer stärkeren Hinwendung der 
Schule zu außerschulischen Gruppen, Per- 
sonen und Institutionen. 

Schulaufbau 

| 34 Wir sind uns bewußt, daß der 
gegenwärtige Geburtenrückgang tiefe Ein- 
griffe in das Schulwesen und weitgehende 
Umstrukturierungen erfordern wird. Wir 
fassen diese Notwendigkeit zur Verände- 
rung als Chance für eine Effektivierung des 
bestehenden Schulsystems auf. Trotzdem 
werden wir in die Schulen investieren und 
die Schulausstattung und den Schulbau 
verbessern. 
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| 3 5 Wir wollen eine vielfältige 
Schullandschaft, die ein Mehr an Chancen 
für alle Kinder sichert. Der Aufbau eines 
leistungsfähigen Schulangebotes an den 
einzelnen Standorten erfordert ein unter- 
schiedliches Vorgehen im Lande. Im Nor- 
den Sachsen-Anhalts sind personalauf- 
wendige Lösungen nötig, in den dichtbe- 
siedelten Gebieten im Süden geeignete 
Schulzentren, kooperierende Schulformen 
und integrierte Gesamtschulen zu entwik- 
keln. 

| 3 b Eine moderne Schule ist nur als 
Leistungsschule denkbar, die Schülerinnen 
und Schüler motiviert, ihre Stärken hin- 
sichtlich ihrer geistigen, emotionalen, so- 
zialen und kreativen Fähigkeiten erkennt 
und weiterentwickelt. Dazu gehört auch, 
daf3 Schülerinnen und Schüler nicht früh- 
zeitig die Schule verlassen, sondern mög- 
lichst alle zu einem qualifizierten Abschluß 
gebracht werden. 

| J / Wir verfahren nach dem Grund- 
satz: Länger gemeinsam lernen und zu- 
gleich die Entwicklung individueller Nei- 
gungen und Talente bei jedem einzelnen 
Kind frühzeitig fördern. Alle Kinder sollen 
in den ersten sechs Schuliahren gemeinsam 
lernen. Ein wohnortnahes Grundschulan- 
gebot ist zu erhalten. Die Klassen 5 und 6 
werden je nach den örtlichen Gegebenhei- 
ten in Grundschulen, Sekundarschulen 
oder Gesamtschulen besucht. Wir sind für 
einen Zeitraum der besonderen Orientie- 
rung, in dem sich Eltern und Kinder über 
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die jeweiligen Neigungsschwerpunkte 
klarwerden. 

| 3 Ö Die Sekundarstufe I beträgt für 
alle Schülerinnen und Schüler zehn Schul- 
jahre. Der Hauptschulbildungsgang der 
Sekundarschule kann bereits nach Klasse 
neun verlassen werden. Für das zehnte 
Schuljahr ist zu prüfen, ob berufsbildende 
Bestandteile in die allgemeinbildende 
Schule Eingang finden können. 

| 39 Wir werden das Nebeneinan- 
der, vor allem aber die Kooperation ver- 
schiedener Schulformen unter einem Dach 
fördern. Wir werden dort für die Grün- 
dung von Gesamtschulen eintreten, wo die 
Eltern es wünschen und die örtlichen Ge- 
gebenheiten es zulassen. In der Sekundar- 
schule werden wir die Trennung zwischen 
Realschul- und Hauptschulklassen aufhe- 
ben. Leistungs- und Interessendifferen- 
zierung innerhalb ein und derselben 
Schulart soll hingegen gefördert werden. 

| AN) Das bisherige Kurssystem an 
den Gymnasien muß qualifiziert werden. 
Der starre Fächerkanon in den unteren 
Klassen sollte gelockert und entsprechend 
den Neigungen der Schüler ergänzt wer- 
den. Versuche mit fächerübergreifenden 
Lernbereichen sind notwendig. Die Frage 
der Schuldauer ist zu überprüfen. Für uns 
sind dabei nicht finanzpolitische Überle- 
gungen vorrangig, sondern in erster Linie 
Inhalt und Qualifikation. Es muß3 gesichert 
sein, daf3 in Sachsen-Anhalt ein bundes-
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weit anerkanntes und geachtetes Abitur 
abgelegt werden kann. 

] A | Die Sonderschulen in Sachsen- 
Anhalt bedürfen einer Umstrukturierung. 
Sonderschüler sollten so weit wie möglich 
in das allgemeine Schulwesen integriert 
oder, soweit notwendig, in besonderen 
Lerngruppen an den allgemeinbildenden 
Schulen zusammengefaßt werden. Die 
vorhandenen Sonderschulen sollen auf 
diese Weise kleiner und schülergerechter 
werden. Weite Transportwege der Schüler 
müssen vermieden und im Bedarfsfall ge- 
unse Transportmittel bereitgestellt wer- 
en. 

| 4) Ein bedarfsgerechtes Angebot 
von Horten muß erhalten bleiben, wobei 
die pädagogische Betreuung zu verbes- 
sern ist. Für ältere Schülerinnen und Schü- 
ler sind gemeinde- oder stadtteilorientierte 
Angebote zu entwickeln, die eine Betreu- 
ung über die Schule hinaus erlauben. Hier- 
bei sind Mischformen freier und öffentli- 
cher Trägerschaft zu erproben. 

Berufliche Bildung 

| il 3 Die berufliche Bildung trägt un- 
mittelbar dazu bei, Jugendlichen Chancen 
auf dem Arbeitsmarkt zu eröffnen. Der 
Ausbau des Berufsschulwesens in Sachsen- 
Anhalt ist unerläßlich und die Förderung 
der Berufsbildung ein besonderer Schwer- 
punkt unserer Bildungspolitik. 

| 44 Angesichts der wirtschaftlichen 
Situation des Landes fordern wir die 
außerbetriebliche Ausbildung. Wir wollen 
das Berufsgrundbildungsjahr in jeder Regi- 
on erreichbar anbieten und das Berufsvor- 
bereitungsjahr in erforderlichem Umfang 
vorhalten. Die Zahl der Jugendlichen ohne 
qualifizierten Ausbildungsabschluß muß 
durch die Breite des Berufsschulangebots 
abgesenkt werden. Innerhalb des dualen 
Systems der Ausbildung fordern wir den 
vollen zweiten Berufsschultag. Wir werden 
nach Möglichkeiten suchen, wie über die 
Berufsbildung wieder Wege zum Abitur er- 
öffnet werden können. 

] 45 Wir werden ein Netz von 
Berufsschulzentren schaffen, das den An- 
sprüchen an eine fundierte berufliche Aus- 
bildung sowie eine moderne Fort- und 
Weiterbildung gerecht wird. Dabei muß es 
möglich sein, Fördergelder aus der Ar- 
beitsverwaltung und landesübergreifende 
Förderprogramme für die Fort- und Wei- 
terbildung zu nutzen. 

Weiter- und 
Erwachsenenbildung 

| 46 Lernen ist ein lebenslanger Pro- 
zeß. Daher müssen für alle Menschen die 
Chancen offengehalten werden, Abschlüs- 
se nachzuholen und sich selber neue Bil- 
dungswege zu erschließßen. Wir werden 
daher das System der Erwachsenenbil- 
dung ausbauen und vor allem durch ein 
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Bildungsurlaubsgesetz die Möglichkeit für 
alle Arbeitnehmer schaffen, sich neue 
Lebensperspektiven zu erschließen. 

| 4] Hinsichtlich der Gleichstellung 
der Frau erwachsen dem Bildungswesen 
zusätzliche Aufgaben. Frauen stoßen heu- 
te in der Erwerbstätigkeit an neue Schran- 
ken. Auch die Bildungspolitik muß zur 
Überwindung dieser Situation beitragen. 
Daher werden wir besondere schulische 
Angebote zur qualifizierten Erstausbil- 
dung von Frauen stärken und auf ihre Lage 
zugeschnittene Weiterbildungsangebote 
entwickeln. 
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Wissenschaft 
und Forschung 

Wissenschaft und Forschung sind wesentli- 
che Bestandteile der künftigen Entwicklung 
unseres Landes. Ihr Leistungsstand ist auch 
ein wirtschaftlicher Standortfaktor. Die 
Ausgaben und planerischen Impulse für 
Wissenschaft und Forschung sind Investi- 
tionen in die Zukunft Sachsen-Anhalts. An 
den staatlichen Hochschulen müssen Per- 
sonen qualifiziert werden, deren Wissen 
und Fähigkeiten der gesamten Gesellschaft 
und der wirtschaftlichen Entwicklung unse- 
res Landes zugute kommen. Daneben brau- 
chen wir außeruniversitäre Forschungs- 
einrichtungen für Aufgaben, die von den 
Hochschulen nicht in gleicher Weise wahr- 
genommen werden können. 

Rahmenbedingungen 

| 48 Wir setzen uns dafür ein, daß 
der Bund die finanziellen Rahmenbedin- 
gungen im Hochschulbereich für Sachsen- 
Anhalt verbessert, damit der Rückstand ge- 
genüber den alten Ländern beim Hoch- 
schulbau und der Ausstattung der Hoch- 
schulen innerhalb von zehn Jahren im we- 
sentlichen aufgeholt werden kann. Außer- 
dem sind Verbesserungen im Wohnheim- 
bau, der Forschungsfinanzierung und der 
Projektförderung durch den Bund erforder- 
lich. 

] 49 Wir wollen einen international 

konkurrenzfähigen Leistungsstandard der 
Hochschulen und der übrigen Wissen- 
schaftsbereiche Sachsen-Anhalts. Zu die- 
sem Zweck werden wir den Anteil der 
wissenschaftsbezogenen Ausgaben am 
Landeshaushalt erhöhen. Eine Schließung 
von Hochschulbereichen aus finanzpoliti- 
schen Gründen muf3 verhindert werden. 

Studienangebote 

| 5 Ü Eine SPD-geführte Landesregie- 
rung wird insbesondere den Fachhoch- 
schulbereich unter Nutzung von Potentia- 
len entsprechender Vorläufereinrichtungen 
ausbauen. Unter Ausweitung des fachli- 
chen Angebots sollen an den Fachhoch- 
schulen langfristig bis zu 50 % aller Studi- 
enplätze des Landes für eine qualifizierte 
Berufsausbildung auf wissenschaftlicher 
Grundlage bereitgestellt werden. 

| ‚ | Universitäten und Kunsthoch- 
schulen werden wir so ausbauen und wei- 
terentwickeln, daf3 der in den verschiede- 
nen Regionen des Landes bestehende spe- 
zifische Bedarf abgedeckt werden kann. 
Am Standort Magdeburg sind insbesonde- 
re die geistes- und sozialwissenschaftli- 
chen sowie die musisch-kulturellen Fächer 
zu stärken. Die Martin-Luther-Universität 
Halle-Wittenberg wird entsprechend ihrer 
jahrhundertealten Tradition ausgebaut. 

| ‚ ) Hochschulen sind wissenschaft- 
liche, technologische und kulturelle Zentren 
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ihrer Region. Ihre Zusammenarbeit mit der 
Industrieforschung und ihre Kontakte im 
Bereich des Technologietransfers werden 
wir unterstützen und die Durchführung von 
fachbezogenen und allgemeinbildenden 
Veranstaltungen fördern. Im Sinne lebens- 
langen Lernens sollen die Hochschulen 
auch Aufgaben wahrnehmen, die über ih- 
ren eigentlichen Bereich hinausreichen. 
Dies betrifft insbesondere Angebote zur 
Fort- und Weiterbildung und berufsbeglei- 
tenden Bildung oder Umschulung. 

| 5 3 Für beruflich besonders Befä- 
higte und für qualifizierte Personen, denen 
bislang ein Studium nicht möglich war, 
wollen wir den Hochschulzugang erleich- 
tern. 

| 54 Engagierten und befähigten 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft- 
lern, die aus ihrem Arbeitsbereich aus- 
scheiden mußten, sollte zur Aufrechterhal- 
tung und Weiterentwicklung ihrer Qualifi- 
kation eine Beteiligung am Wissenschafts- 
betrieb der Hochschulen und außer- 
universitären Forschungseinrichtungen er- 
möglicht werden. 

Forschung 

| 55 Sozialdemokratisch geprägte 
Forschungspolitik widmet Beiträgen zur Lö- 
sung der Schlüsselfragen der menschlichen 
Zivilisation große Aufmerksamkeit. Der 
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Arbeit von geistes- und sozialwissenschaft- 
lichen Forschungsgruppen messen wir 
hierbei besondere Bedeutung zu. 

| 5 6 Neben der Grundlagenfor- 
schung werden wir auch solche Arbeitsbe- 
reiche besonders hervorheben, die unmit- 
telbar zur wirtschaftlichen Entwicklung 
Sachsen-Anhalts beitragen können. Dabei 
sind auch nichtstaatliche Träger einzube- 
ziehen. 

| I / Die überregionale Zusammen- 

arbeit ist so zu entwickeln, daf3 das jeweili- 
ge Profil der einzelnen Hochschule gestärkt 
wird. Unser Ziel ist sowohl die Einbindung 
der Wissenschaftlerinnen und Wissen- 
schaftler Sachsen-Anhalts auf nationaler 
Ebene wie auch die Integration ostdeut- 
scher und osteuropäischer Wissenschaftler 
in die internationale Forschungsgemein- 
schaft. 

| 5 Ö Die weitere Abwanderung vor 
allem junger Ingenieurinnen und Ingenieu- 
re und Wissenschaftlerinnen und Wissen- 
schaftler wollen wir stoppen und alle 
Initiativkräfte in Forschung und Entwick- 
lung nachhaltig unterstützen. 

Effizienz der Hochschulen 

| 5 I Die Sozialdemokraten betrach- 
ten das Hochschulstudium als eine gemein-
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same Investition von Studierenden und Öf- 
fentlicher Hand, bei der es auf einen hohen 
Ausbildungsstandard, begrenzte Studien- 
zeiten und einen zielgerichteten und er- 
folgreichen Abschluß ankommt. Wir wer- 
den gemeinsam mit den Hochschulen 
Studienzeitverlängerungen entgegenwir- 
ken und durch Beratung und Betreuung der 
Studierenden die Erfolgsquote steigern. 

| 6 ) Für die Orientierung auf die be- 
ruflichen Anforderungen und den Arbeits- 
markt sind besondere Anstrengungen er- 
torderlich. Besonders qualifizierte Studie- 
rende und Absolventinnen und Absolven- 
ten aller Hochschularten werden wir nach- 
haltig fördern. 

| 6 | Wir werden alle Initiativen un- 

terstützen, mit denen durch eine weitere 
Professionalisierung des Managements die 
Leistungsfähigkeit der hochschulinternen 
Arbeits- und Entscheidungsstrukturen ge- 
stärkt wird. Gleichzeitig wollen wir mehr 
Eigenverantwortlichkeit der Hochschulen 
für die Verwendung der ihnen zugewiese- 
nen finanziellen Mittel. 

| 6) Die Leitungen und Verwaltun- 

gen der Hochschulen ia ihrer Fachberei- 
de wollen wir dazu ermuntern, im Rah- 
men der Hochschulautonomie eine gleich- 
berechtigte, kollegiale und demokratische 
Mitbestimmung zur Entfaltung zu bringen. 

| 63 Eine konstruktive Hochschul- 
und Wissenschaftspolitik kann nur auf der 
Grundlage einer vertrauensvollen Zusam- 
menarbeit zwischen Hochschulen und Lan- 
desregierung erfolgreich umgesetzt wer- 
den. Wir sind bereit, alle wesentlichen 
hochschulpolitischen Fragen im Dialog ge- 
meinsam zu entscheiden. 
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Kultur 
Kultur bietet Orientierungslinien inmitten 
eines tiefgreifenden Wertewandels und ist 
eine Voraussetzung für gesellschaftliche 
Kommunikation. Sie eröffnet das Ge- 
spräch gerade dort, wo sich neue Gegen- 
sätze auftun, die unüberbrückbar schei- 
nen. Sie kann helfen, Vorurteile infrage zu 
stellen und Angste zu mindern. Kultur trägt 
zu sozialer Stabilität bei und auch zu ei- 
nem innovativen Klima, das für einen wirk- 
lichen Aufschwung im Osten nötig ist. Wer 
Zukunft will, muß Kultur fördern und ent- 
wickeln. Kultur ist „Lebensmittel“. 

Traditioneller Reichtum 

| 64 Sachsen-Anhalts vielfältige 
und reichhaltige Denkmale und Kulturland- 
schaften müssen als Lebensräume begrif- 
fen und gestaltet werden. Der Reichtum un- 
serer Kulturlandschaft liegt vielerorts noch 
brach. Ihn wollen wir neu entdecken, nut- 
zen und mehren. 

| 65 Denkmalpflege und -sanierung 
verlangen Sachkunde und Qualifikation. 
Sie bietet Zukunftschancen für das Bau- 
handwerk, für die wirtschaftliche Entwick- 
lung der Gemeinden und die Förderung 
des Tourismus. 

36 

Neue Kulturpolitik 

| bh Der Staat darf nicht Vormund 
der Kultur, sondern soll Garant kultureller 
Vielfalt sein. Entsprechend dieser Zielset- 
zung unseres Berliner Programms wollen 
wir vorhandene Freiräume nutzen und 
neue erschließen. Immer mehr Menschen 
sollen die Möglichkeit erhalten, am kultu- 
rellen Leben teilzunehmen, ungehindert 
durch soziale oder finanzielle Barrieren. 
Kreative Selbstentfaltung ist aktive Mitge- 
staltung einer offenen Gesellschaft. 

| b/ Wir werden die Bedingungen 
kultureller Breitenarbeit und Soziokultur si- 
chern, ausbauen und nach konzeptionel- 
len Gesichtspunkten finanziell unterstüt- 
zen. Institutionen, die öffentliche Belange 
im Kulturbereich vertreten, sollten angehal- 
ten werden, das Engagement der Bürgerin- 
nen und Bürger stärker einzubeziehen. 

| 60 Kulturelle Substanzerhaltung 
schliefft auch die Veränderung von Be- 
währtem ein. Dies ist nur möglich im offe- 
nen und vertrauensvollen Gespräch zwi- 
schen Kulturschaffenden und Politikerin- 
nen und Politikern. Einen solchen Dialog 
werden wir zur Grundlage unserer Kultur- 
politik machen.
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Aktive Kulturpolitik 

| 69 Kommunale Selbstverwaltung 
schließt Landesplanung in der Kulturpolitik 
nicht aus. Sie erfordert im Gegenteil enga- 
gierte, strukturpolitische Unterstützung und 
ein Zusammenwirken aller Beteiligten. Das 
Land muß Kulturpolitik unter gleichberech- 
tigter Mitwirkung der Kommunen und frei- 
en Träger planen. Kooperationsmodelle 
zwischen mehreren Kommunen bzw. son- 
stigen, Trägern werden wir beraten und 
vorrangig fördern. 

| / ( Der Erhalt der Theaterlandschaft 
Sachsen-Anhalts ist für uns eine wesentli- 
che Grundlage bei der Neustrukurierung 
und Entwicklung örtlicher und regionaler 
Kulturangebote. 

| / | Das „Lebensmittel” Kultur muß 
auch den Lebensunterhalt von Künstlerin- 
nen und Künstlern sichern. Künstlerische 
Spitzenleistungen sowie ehrenamtliches 
Engagement setzen ein notwendiges Maf3 
an Professionalisierung voraus, damit im 
Kulturbereich neue und zukunftssichere 
Arbeitsplätze entstehen. Künstlerförderung 
heifft aber nicht nur mehr Geld, sondern 
auch mehr Initiative der öffentlichen Hand 
bei der Erprobung von Modellen zur 
Existenzgründung und -sicherung. 

Kulturfinanzierung 

| /] Kulturfinanzierung ist und 
bleibt auf die Unterstützung der öffentli- 
chen Hand angewiesen. Privates Engage- 
ment in Form von Spenden, Mäzenaten- 
tum, Sponsoring oder Stiftungen kann die- 
se Aufgabe ergänzen und Innovation för- 
dern. Solange das Steveraufkommen der 
Kommunen unzureichend bleibt, sind Bund 
und Land in der Pflicht, finanzielle Mittel in 
ausreichender Höhe für den Kulturbereich 
zur Verfügung zu stellen. 

| 13 In die Entscheidungsprozesse 
über die Mittelrergabe werden wir die 
Kommunen und freien Träger der Kulturar- 
beit stärker einbinden. Finanzielle Förde- 
rungen wollen wir mit einem Planungsan- 
gebot verknüpfen, das freie Träger, die 
Kommunen und das Land dazu anhält, 
ausgewogene Zielsetzungen für die Ent- 
wicklung der Breiten- und Spitzenkultur zu 
formulieren und umzusetzen. Es muf3 gesi- 
chert sein, daß in allen öffentlichen Haus- 
halten ein angemessener Betrag für die 
Kulturförderung vorgesehen wird. 

Medienpolitik 

| /4 Wir Sozialdemokratinnen und 

Sozialdemokraten sind der Meinung, daß 
- Medienvielfalt ein Ausdruck von Demokra- 

tie ist. Obwohl wir gegen staatliche Einmi- 
schung und Reglementierung sind, zeigt 
sich ein Handlungsbedarf bei der Frage 
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nach Gewealtdarstellung in den Medien. Al- 
lerdings sind wir der Auffassung, daf3 die 
Veranstalter diese Frage selber regeln und 
sich einen verantwortbaren Ehrenkodex 
geben sollten. 

| / 5 Zur.-Förderung und Entwicklung 
regionaler Identität werden wir uns für ge- 
setzliche Voraussetzungen einsetzen, mit 
denen verstärkt Lokalfunk eingerichtet wer- 
den kann. Wir werden das Landesrund- 
funkgesetz so ändern, daf3 die Bürgerin- 
nen und Bürger die kostenfreie Möglichkeit 
erhalten, sich über Offene Kanäle im Fern- 
sehen zu äußern. 

| Ib Wir treten für die Erweiterung 
der Pressefreiheit ein. Dazu gehört auch, 
daß die Stellung der Redakteurinnen und 
Redakteure gegenüber ihren Verlegern und 
Veranstaltern in Redaktionsstatuten gere- 
gelt wird. 
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Sport 
Die SPD Sachsen-Anhalts mißt dem Sport 
eine große Bedeutung bei. Der Sport dient 
cier Gemeinschaft und Kommunikation und 
"ördert Integration und Lebensfreude. Er 
hilft, die Gesundheit zu stärken, die Lei- 
‘tungsfähigkeit zu steigern und trägt zur 
Erhöhung der Lebensqualität bei. Die Men- 
schen sollen sich auch im Sport eigenver- 
antwortlich und chancengleich entfalten 
können. 

Sport als 
kommunale Plichtaufgabe 

| / / Wir wollen die Unterstützung 
des Sports von einer freiwilligen Leistung 
zu einer Pflichtaufgabe mit Ermessensspiel- 
raum für die Kommune erheben. Unsere 
Landespolitik mufß3 die Rahmenbedingun- 
gen für den Sport setzen und nach dem 
Subsidiaritätsprinzip dann fördern, wenn 
die eigenen Kräfte des Sports nicht ausrei- 
chen. 

| 18 Unser Ziel ist es, auch im Sport 
die Bedingungen in Sachsen-Anhalt an 
diejenigen der alten Bundesländer anzu- 
gleichen. Dazu bedarf es zusätzlicher För- 
dermittel und einer länderübergreifenden 
Kooperation. 

SPD 

Sportförderung 
und Vereinsförderung 

7) Sportförderung ist ein verfas- 
sungsrechtlich geschütztes Rechtsgut. Mit 
Leben erfüllt werden muß3 dieses Recht vor 
allem durch Sportvereine als wichtige Trä- 
ger des Freizeitlebens. Die Vereine sollen 
für alle Bürgerinnen und Bürger offen sein, 
sich den Entwicklungen der sportlichen Be- 
dürfnisse anpassen und der Integration be- 
sonderer Zielgruppen dienen. 

| 60 Wir wollen, daß öffentliche 
Sportstätten für Vereine und Verbände des 
sachsen-anhaltinischen Sports günstig be- 
reitgestellt werden und Maßnahmen der 
Arbeitsförderung und -beschaffung auch 
für den Sport zugänglich bleiben. Darüber 
hinaus sollte die ehrenamtliche Arbeit in 
Sportverbänden und -vereinen in stärke- 
rem Maße gewürdigt werden und in der 
Gesellschaft mehr Anerkennung finden. 

Schul- und Hochschulsport 

| N | Die Einstellung der Kinder und 
Jugendlichen zum Sport wird entscheidend 
in der Schule geprägt. Aus diesem Grund 
hat der Sport in der Schule als Sport- 
unterricht und auch als außerunterricht- 
licher Sport unsere Unterstützung. Die per- 
sonelle und materielle Ausstattung des 
Schulsports ist auf angemessenem fachli- 
chen Niveau zu sichern. 
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| 8) Auch an den Hochschulen muß 
ein ausreichendes Angebot an Sport- 
möglichkeiten vorhanden sein. Die dazu 
erforderlichen Einrichtungen und Vereine 
werden wir fördern. Sie sollen gleichzeitig 
als Brücke zwischen den Hochschulen und 
ihrem gesellschaftlichen Umfeld dienen. 

Talentförderung 
und Spitzensport 

| 03 Die SPD unterstützt einen Lei- 

stungssport, der die menschliche Würde 
nicht verletzt und die Selbstbestimmung der 
Sportlerinnen und Sportler garantiert. Wer 
aus eigenem Antrieb Leistungssport treiben 
möchte, sollte auch mit einer angemesse- 
nen Förderung rechnen können. 

| 84 Um talentierten Jugendlichen in 
Sachsen-Anhalt auch in Zukunft die Mög- 
lichkeit zu geben, sich sportlich zu antik. 
keln, wollen wir.die Aktivitäten der Sport- 
verbände zur Talentsuche und -förderung 
in Zusammenarbeit von Schule, Hochschu- 
le und Verein unterstützen. 

| 85 Wir setzen uns für die Weiter- 
führung der Sport-Spezialschulen mit gym- 
nasialer Oberstufe in Magdeburg und Hal- 
le ein. Weiterhin sollen sportliche Talente 
aus den strukturschwachen Regionen unse- 
res Landes die Chance erhalten, eine dieser 
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Schulen zu besuchen. Darum müssen die 
Ganztagsinternate der Sportgymnasien er- 
halten bleiben. 

Sportwissenschaft 
und Sportmedizin 

| \ b Für den modernen Sport ist eine 
leistungsfähige Sportwissenschaft unerläß- 
lich. Demnach sind in Lehre und Forschung 
einzelne Sportdisziplinen ebenso zu be- 
rücksichtigen wie pädagogische, sozial- 
und naturwissenschaftliche und medizini- 
sche Disziplinen. Wir unterstützen den 
Aufbau leistungsfähiger sportwissen- 
schaftlicher Einrichtungen in Sachsen-An- 
halt. 

| W Eine erfolgreiche Prävention 
und Therapie von Sportverletzungen 
braucht ausreichend qualifizierte Sport- 
medizinerinnen und Sportmediziner. Wir 
werden nach Möglichkeiten suchen, eine 
entsprechende Ausbildung und Lehre an 
den Universitäten im Land Sachsen-Anhalt 
zu verankern. 

Besondere Zielgruppen 

| 08 Der Anspruch „Sport für alle” 
erfordert für benachteiligte Gruppen der 
Gesellschaft ein Netzwerk von geeigneten 
Projekten und flächendeckenden Ange- 
boten. Es soll nicht nur die Werte des 
Sports vermitteln, sondern auch die Vor-
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aussetzung für ein vielfältiges soziales 
Beziehungsgefüge bilden. Das bezieht sich 
sowohl auf Personen, die besondere sozia- 
le Probleme haben, wie z.B. Arbeitslose, 
Ausländerinnen und Ausländer, Seniorin- 
nen und Senioren, Gesundheitsgefährdete 
und Kranke, als auch auf Bürger, die am 
Rande der Gesellschaft stehen, wie sozial 
gefährdete Jugendliche, Straffällige oder 
Drogen- und Alkoholabhängige. 

| 09 Um sportliche Betätigung 
zweckmäßig mit sozialen Aktivitäten ver- 
binden zu können, ist eine institutionelle 
Zusammenarbeit zwischen Sport, Wohl- 
fahrtspflege und Sozialarbeit unerläßlich. 
Diese Zusammenarbeit werden wir för- 
dern. 

Sportstätten 
und Sportförderungsgesetz 

| I Ü Eine notwendige Voraussetzung 
für die Entwicklung des Sports ist eine be- 
darfsgerechte Bereitstellung von Sportan- 
lagen. Fehlende oder baufällige Sportanla- 
gen erschweren den Aufbau eines demo- 
kratischen Vereins- und Verbandswesens. 
Wir fordern die Erarbeitung von Sportstät- 
ten-Entwicklungsplänen durch Land und 
Kommunen als Bestandteil der Landes- und 
Stadtentwicklungspläne. Die Belange des 
Umwelt- und Naturschutzes müssen dabei 
Berücksichtigung finden. 

I | Der Sport ist in vielen Bereichen 
auf eine stabile finanzielle Basis, d.h. auf 
Zuschüsse des Landes, der Landkreise, der 
Kommunen und der Wirtschaft angewie- 
sen. Die Rahmenbedingungen dafür wol- 
len wir, sobald ausreichende Erfahrungen 
vorliegen, in einem Sportförderungsgesetz 
des Landes Sachsen-Anhalt festschreiben. 

Al
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Innere 
Sicherheit 

Der deutliche Zuwachs von Kriminalität hat 
die Bürgerinnen und Bürger in den neuen 
Bundesländern tiefgreifend verunsichert. 
Immer mehr Menschen fürchten, Opfer von 
Straftaten zu werden. Wir nehmen die Sor- 
gen dieser Menschen ernst. Die Bekämp- 
fung von Kriminalität, ihrer Ursachen und 
Strukturen ist uns ein besonderes Anliegen. 
Die beste Möglichkeit der Verbrechensbe- 
kämpfung ist zweifellos die Vermeidung 
von Straftaten durch vorbeugende Maß- 
nahmen. Der Verbrechensprävention wid- 
men wir daher höchste Aufmerksamkeit. 
Gerade in den neuen Bundesländern be- 
stehen große Defizite in der kriminalpoli- 
zeilichen Beratung zur Abwehr von Straf- 
taten und in der Verbraucherberatung zum 
Schutz vor unlauteren Machenschaften. 

Innere und 

Soziale Sicherheit 

| 9) Sicherheitspolitik bedeutet für 
uns mehr als nur Schutz vor Kriminalität. 
Innere Sicherheit ist nach unserer Über- 
zeugung ohne soziale Sicherheit nicht zu 
erreichen. Unsere Politik zur Gewährlei- 
stung der Inneren Sicherheit beschränkt 
sich deshalb nicht nur auf die notwendige 
Stärkung von Polizei und Strafverfolgungs- 
behörden. Sie ist vielmehr Teil einer enga- 
gierten Sozialpolitik, die Mißständen wie 
Arbeitslosigkeit, Wohnungsnot und Per- 
spektivlosigkeit begegnet. 
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| I 3 In erster Linie sind die Ursachen 
von Kriminalität und Gewalt in unserer Ge- 
sellschaft zu bekämpfen. Gewalt von Ju- 
gendlichen ist oft die Reaktion auf Ge- 
walt in der Gesellschaft, der auch sie aus- 
gesetzt sind. Eine kriminalitätsvermeidende 
Jugendpolitik muß deshalb an den Proble- 
men ansetzen, die Jugendliche haben, statt 
sich nur mit den Problemen zu beschäfti- 
gen, die Jugendliche der Gesellschaft be- 
reiten. 

| I 4 Die Gewährleistung der Inneren 
Sicherheit ist nach unserer Überzeugung 
keineswegs nur eine Aufgabe des Staates. 
Auch die Bürgerinnen und Bürger können 
dazu einen entscheidenden Beitrag leisten, 
indem sie solidarisch für die Belange ihrer 
Mitbürger eintreten und der Gleichgültig- 
keit entgegenwirken. Wir werden Aktio- 
nen, Einrichtungen und Initiativen nach 
Kräften fördern, die mithelfen, ein öffentli- 
ches Klima gegen Gewalt zu schaffen. 
„Hinsehen statt wegsehen“ muß das Motto 
sein. 

Strafverfolgung 

| I 5 Bürgerinnen und Bürger müssen 
sich darauf verlassen können, daß sie 
durch Polizei und Strafjustiz vor krimi- 
nellen Übergriffen geschützt werden. Der 
steigenden Kriminalität und Gewaltbe- 
reitschaft muf3 neben der Kriminalitätsvor- 
beugung durch eine konsequente Strafver- 
folgung unter Anwendung bestehender
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‚setze Rechnung getragen werden. Da- 
egen lenkt die Diskussion um Gesetzes- 

verschärfungen von den eigentlichen 
Problemen ab. Vielmehr ist potentiellen 
Straftätern die Handlungsfähigkeit und 
Entschlossenheit des demokratischen 
Rechtsstaats deutlich vor Augen zu führen. 
Auf ausländerfeindliche und andere Ge- 
walttaten ist mit Nachdruck und zügig zu 
reagieren. 

| 9% Gerade bei jugendlichen Straf- 
tätern wird sich das Unrechtsbewußtsein 
nur dann stärker ausprägen, wenn Strafta- 
ten unverzüglich geahndet werden und so- 
mit eine Signalwirkung entsteht. Außerdem 
wollen wir Alternativen aufbauen und fi- 
nanzielle Mittel bereitstellen, die es jungen 
Menschen erlauben, sich aus dem Sog kri- 
mineller Gruppierungen zu lösen. Die För- 
derung von Möglichkeiten zur Arbeits- 
integration und betreutem Wohnen und 
das Angebot von Freizeitaktivitäten sind 
sinnvoller als noch mehr Geld für Polizei 
und Justiz auszugeben. 

| 9/ Die personelle Situation der 
Strafjustiz und die Zusammenarbeit von 
Polizei, Staatsanwaltschaft und Gerichten 
werden wir weiter verbessern. Wir werden 
uns auf Bundesebene dafür einsetzen, daß 
Justiz und Polizei von Bagatelldelikten ent- 
lastet werden, damit sie sich besser den 
wirklich wichtigen Fällen zuwenden kön- 
nen. Soweit es im Ermessen des Landes 
liegt, werden wir damit unverzüglich be- 
ginnen und dabei auch auf ostdeutsche Er- 
fahrungen zurückgreifen. 

G 
Polizei 

] 08 Wir brauchen gut motivierte 
und selbstbewußte Polizeibeamtinnen 
undPolizeibeamte, die ihrer Verantwor- 
tung zu korrektem und zuverlässigem Han- 
deln im Dienste der Bürgerinnen und Bür- 
ger gewachsen und den demokratischen 
Grundwerten verpflichtet sind. Dieses Ziel 
ist nur durch eine kompetente Aus- und 
Weiterbildung der Beamtinnen und Beam- 
ten zu erreichen, bei der neben der rein 
fachlichen Ausbildung insbesondere die 
rechtliche und psychologische Schulung 
intensiviert wird. 

] 90 Wir wollen das Bewußtsein ei- 
ner Sicherheitspartnerschaft zwischen Poli- 
zei und Bürgerinnen und Bürger wecken. 
Die Neugestaltung des Selbstverständhis- 
ses der Polizeibeamtinnen und -beamten 
gegenüber den Bürgern soll unterstützt 
werden. An die Stelle hierarchischer büro- 
kratischer Strukturen müssen kooperative 
Führungssysteme treten, die der angestreb- 
ten Souveränität des,der einzelnen Beam- 
ten gerecht werden. Die steigenden Anfor- 
derungen an die Polizeibeamtinnen und 
-beamten machen eine gerechte Besoldung 
und realistische Aufstiegschancen notwen- 
dig, um die Motivation der Beamten und 
die Attraktivität des Berufsbildes zu erhö- 
hen. Deshalb werden wir die „Zweigeteilte 
Laufbahn” für unsere Polizei schrittweise 
einführen. 

/ 00 Wir wollen uns auf die Bekämp- 
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fung von Delikten konzentrieren, die in be- 
sonderem Ausmaß die Gesellschaft schä- 
digen, und dazu spezielle Sonderkommis- 
sionen unter Einbeziehung von Staatsan- 
wälten bilden. Um das notwendige Perso- 
nal hierfür zu gewinnen, werden wir die 
Zahl der polizeilichen Führungsebenen 
reduzieren. Die dadurch freiwerdenden 
Planstellen können im polizeilichen Voll- 
zugsdienst verwendet werden. 

20 | Unsere Polizistinnen und Polizi- 

sten müssen von der reinen Verwaltungstä- 
tigkeit entlastet werden. Es kann nicht an- 
gehen, daß sie Verwaltungstätigkeiten aus- 
führen, während andernorts Lücken bei 
der Schutzpolizei und bei der Verfolgung 
von Schwerstkriminalität bestehen. Daher 
werden wir Angestellte im Innendienst ein- 
setzen, damit Beamte „vor Ort” präsent 
sein können. Durch diese organisatori- 
schen Maßnahmen ist eine personelle Ver- 
stärkung der Polizei zu erreichen und da- 
mit auch dem Ruf nach privaten Sicher- 
heitsdiensten entgegenzuwirken. Wir mei- 
nen, daf3 das Gewaltmonopol des demo- 
kratischen Rechtsstaats nicht an zivile Un- 
ternehmen verkauft werden darf, deren Tä- 
tigkeit nur schwer kontrollierbar ist. 

202 Wir Sozialdemokratinnen und 

Sozialdemokraten lehnen eine Trennung 
zwischen der Schutzpolizei und der Krimi- 
nalpolizei ab. Der Bürger und die Bürgerin 
hat ein Recht auf eine geschlossen han- 
delnde Polizei, die nicht durch eine künstli- 
che, interne Trennung behindert und da- 
durch für den Bürger und die Bürgerin un- 
überschaubar wird. Darüber hinaus sollte 
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die Polizei ein Bestandteil der allgemeinen 
Verwaltung bleiben. 

] Ü , Eine bürgernahe Polizei werden 
wir durch Einrichtung weiterer dezentraler 
Polizeidienststellen erreichen. Wir benöti- 
gen besonders geschulte Kontaktbeamtin- 
nen und Kontaktbeamte mit einem bürger- 
freundlichen Auftreten in ortsnahen Dienst- 
stellen. Sie sollen sich mit der lokalen Kri- 
minalität befassen, als Ansprechpartner 
für die Sorgen der Bevölkerung bereitste- 
hen und Service und Beratungsleistung zur 
vorbeugenden Verbrechensbekämpfung 
unter dem Motto anbieten: „Immer für den 
Bürger und die Bürgerin dal”.
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Justiz 
Der demokratische Rechtsstaat ist noch im- 
mer die beste Möglichkeit, um Gerechtig- 
keit zu schaffen. Er lebt davon, daß die 
Bürgerinnen und Bürger ihn wollen und in 
Anspruch nehmen. Das setzt voraus, daf3 
das Recht in seinen Inhalten, Formen und 
Wertungen verständlich und nachvollzieh- 
bar bleibt. Häufig herrscht Unklarheit und 
auch Unzufriedenheit darüber, was Recht 
ist und wie können Einzelne ihre Rechte 
wahrnehmen. 

Rechtsberatung 
und Rechtsvereinfachung 

] 04 Eine vordringliche Aufgabe so- 
zialdemokratischer Rechtspolitik ist es, zur 
Aufklärung in rechtlichen Angelegenheiten 
beizutragen. Wir werden dafür Sorge tra- 
gen, daß Rechtsuchende schnell und unbü- 
rokratisch, möglichst in Beratungsstellen 
bei Behörden und Gerichten, Rechtsaus- 
kunft erhalten können. Die Möglichkeiten 
der gesetzlichen Rechtsberatungs- und 
Prozeßkostenhilfe werden wir bekannter 
machen. Am Geld darf die Inanspruch- 
nahme des Rechtsstaates nicht scheitern. 

] ) 5 Gerade angesichts der Heraus- 
forderungen und Schwierigkeiten in den 
neuen Ländern setzen wir uns dafür ein, 

das Rechtswesen einfacher und verständli- 
cher zu gestalten. Wir wollen, daß durch 
die Gesetzgebung und bei der Rechtsan- 
wendung die tatsächlichen Voraussetzun- 

gen und Bedürfnisse der Menschen hierzu- 
lande hinreichend berücksichtigt werden. 
Die in den neuen Ländern durch den Eini- 
gungsprozeß3 entstandenen, vielfältigen 
Rechtsprobleme müssen unter Beachtung 
der Belange der ostdeutschen Bevölkerung 
im Interesse sozialer Gerechtigkeit und des 
Rechtsfriedens gelöst werden. 

DDR-Unrecht 

206 Erhebliches Unrecht aus DDR- 
Zeiten darf nicht ungesühnt bleiben. Es 
muf3 nach rechtsstaatlichen Grundsätzen 
geahndet werden. Unsere Bemühungen 
werden sich darauf richten, daf3 Bürgerin- 
nen und Bürger, denen in der DDR durch 
Strafurteile, Verwaltungsentscheidungen 
oder im Berufsleben grobes Unrecht zuge- 
fügt wurde, rehabilitiert und Nachteile aus- 
geglichen werden. Wir sind uns aber auch 
bewußt, daß nicht alles Unrecht wiedergut- 
gemacht werden kann. Die 40jährige 
DDR-Geschichte läßt sich nicht allein mit 
juristischen Mitteln aufarbeiten. 

Landesverfassung 

) ( / Sachsen-Anhalt besitzt eine mo- 
derne, auf dem Fundament des Grund- 
gesetzes aufbauende und vom demokrati- 
schen Emanzipationsprozeß seiner Men- 
schen geprägte Verfassung. Durch sozial- 
demokratisches Engagement wurde das 
Land u. a. zum Schutz der natürlichen Le- 
bensgrundlagen und auch dazu verpflich- 
tet, Arbeit und angemessenen Wohnraum 
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für alle Bürgerinnen und Bürger zu schaf- 
fen. Wir werden die Verfassung mit Leben 
erfüllen, ihre Zielbestimmungen in die Tat 
umsetzen und staatliches Handeln an den 
in ihr verankerten sozialen Gestaltungs- 
aufträgen ausrichten. Nach Inkrafttreten 
des Maastrichter Vertrages werden wir 
die Landesverfassung nach europäischen 
Maßstäben überprüfen und uns für die ent- 
sprechenden Änderungen einsetzen. 

208 Zur Stärkung ihrer rechtlichen 
Position werden wir den Bürgerinnen und 
Bürgern die Möglichkeit eröffnen, bei Ver- 
letzung ihrer verfassungsmäfßßigen Rechte 
Verfassungsbeschwerde beim Landesver- 
fassungsgericht einlegen zu können. 

209 Weiterführende und fortschritt- 
liche Elemente, wie sie in den Verfassungen 
der neuen Länder enthalten sind, sollten 
auch im Grundgesetz Eingang finden. Nur 
so kann eine gesamtdeutsche Verfassung 
entstehen, die sich den Herausforderungen 
im geeinten Deutschland und den globalen 
Veränderungen gewachsen zeigt. 

Bürgernahe Justiz 

] | Ü Die Bürgerinnen und Bürger er- 
warten zu Recht schnelle Entscheidungen 
bei für sie existentiellen Fragen. Um dies zu 
erreichen, werden wir die Funktionsfähig- 
keit der Justiz deutlich verbessern und die 
Voraussetzungen für zügigere Rechtsver- 
fahren und -entscheidungen schaffen. Un- 
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ser Ziel ist die Gewährleistung eines wirk- 
samen Rechtsschutzes auch bei einer zu- 
nehmenden Anzahl von Verfahren. 

] | | Entschieden wenden wir uns 

gegen die Tendenz, unter dem Vorwand 
von Personalknappheit und Verfahrensbe- 
schleunigung einen Rechtsschutz zweiter 
Klasse zum Nachteil der Bürgerinnen und 
Bürger im Osten einzuführen. Den richti- 
gen Weg zu einer wirksamen Entlastung 
der Justiz sehen wir darin, die verschiede- 
nen Gerichtsbarkeiten weitgehend einheit- 
lich zu organisieren und die Verfahrensab- 
läufe rationeller zu gestalten. 

] | ] Auf eine Verkürzung der Ver- 
fahrensdauer muß insbesondere in der 
Arbeitsgerichtsbarkeit hingewirkt werden. 
Gerade denjenigen Bürgerinnen und Bür- 
gern, die von Kündigungen oder rechts- 
widrig niedrigen Löhnen und Gehältern 
betroffen sind, muß zu ihrem Recht auf 
rechtzeitige gerichtliche Überprüfung ver- 
holfen werden. Wir werden dafür eintre- 
ten, daß die Möglichkeiten des einstweili- 
gen Rechtsschutzes im Kündigungsschutz- 
verfahren ausgebaut werden. Der Überla- 
stung der Arbeitsgerichtsbarkeit wollen wir 
durch eine Verbesserung der personellen 
Situation vorrangig in diesem Gerichts- 
zweig entgegenwirken. 

] 3 Zur Überwindung der Engpässe 
bei den Grundbuch- und Registerämtern 
werden wir in diesem Bereich auch Perso- 
nen ohne einschlägige Berufserfahrungen
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einstellen. Wir werden sie durch besonde- 
re Bildungsangebote zu Bereichsrechtspfle- 
gern ausbilden, die dann für die einzelnen 
Teilbereiche alsbald zur Verfügung stehen. 
Durch diese Maßnahme werden wir auch 
einen Beitrag zur Beseitigung von Investi- 
tionshemmnissen leisten. 

) | 4 Nicht alle Streitigkeiten bedür- 

fen zu ihrer Beilegung der Einschaltung der 
Gerichte. Wir werden die Möglichkeiten 
vor- und außergerichtlicher Schlichtung 
verbessern. Aufbauend auf unseren Erfah- 
rungen mit den Schiedskommissionen wol- 
len wir den Schiedsstellen in den Gemein- 
den einen größeren Stellenwert einräu- 
men. 

Strafvollzug 
und Resozialisierung 

] | 5 Die Wiedereingliederung von 
Straffälligen in die Gesellschaft dient der 
Inneren Sicherheit. Die entscheidende 
Grundlage für eine erfolgreiche Resoziali- 
sierung ist ein humaner Strafvollzug. Wir 
wollen deshalb die soziale Betreuung der 
Gefangenen, sozialtherapeutische Maß- 
nahmen und gezielte Entlassungsvorbe- 
reitungen verstärken sowie den Gefange- 
nen neue Arbeits-, Wohn- und Lebensfor- 
men ermöglichen. 

] | 6 Bei Jugendlichen besteht eine 
besondere Chance und Notwendigkeit zur 
Wiedereingliederung in die Gesellschaft. 

SPD 

Deswegen werden wir bei freiheitsentzie- 
henden Maßnahmen für Jugendliche auf 
ihre besonderen Belange achten und auf 
altersgerechte Betreuungsmaßßnahmen so- 
wie auf die Förderungen von Ausbildungs- 
angeboten im Strafvollzug hinwirken. 

] | E- nach ihrer Entlassung wol- 
len wir uns um diejenigen kümmern, die 
straffällig geworden sind. Dafür wollen wir 
neben hauptamtlichen ein flächendecken- 
des Netz von ehrenamtlicher Bewährungs- 
hilfe und Beratungsstellen für Haftentlas- 
sene aufbauen. 
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Kommunalpolitik und 
Öffentliche Verwaltung 

Demokratie wächst von unten. Politische 
Mitbestimmung und Verantwortung muß in 
den Gemeinden und Städten beginnen. 
Die sozialdemokratische Kommunalpolitik 
zielt auf eine bürgernahe und bürger- 
freundliche Verwaltung, mehr Chancen- 
gleichheit und mehr Lebensqualität. Sie 
setzt auf den mündigen Bürger, der sich 
aktiv am Leben in seiner Gemeinde betei- 
ligt. Wo immer möglich, wollen wir im Sin- 
ne des Subsidiaritätsprinzips staatliche 
Aufgaben auf die Gemeinden, Städte und 
Landkreise verlagern. Wir sind dafür, daß 
der Aufbau im Osten dazu genutzt wird, 
das Verwaltungswesen zu modernisieren 
und von unnötigen bürokratischen Hemm- 
nissen zu befreien. 

Lebenswerte Gemeinden 

) | d Wir wollen eine familienfreund- 
liche Gemeinde. Kindertagesstätten, Schu- 
len, Horte und Freizeiteinrichtungen müs- 
sen möglichst nahe am Wohnort und in 
ausreichender Zahl und Qualität vorhan- 
den sein. Die besten Lösungen hierfür wol- 
len wir gemeinsam mit Eltern, Jugendlichen 
und Kindern finden. 

] ] y Auch ältere Menschen sollen 
am Leben der Gemeinde teilnehmen kön- 
nen. Im Zusammenarbeit mit freien Trägern 
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wollen wir Begegnungsstätten erhalten und 
ausbauen und ehrenamtliches Engagement 
und gegenseitige Hilfe fördern. 

21) Für uns gehört zu einer guten 
Stadtplanung und Dorfgestaltung die Be- 
wahrung eines Wohnumfeldes, in dem 
man sich zuhause fühlt und in dem Parks 
und Spielplätze, Treffpunkte und Einkaufs- 
möglichkeiten zur Verfügung stehen. 

] ] | Das Angebot kommunaler 
Dienstleistungen muß für die Bürgerin und 
den Bürger effizient, preiswert und zu- 
kunftsorientiert gestaltet werden. Wasser- 
versorgung, Abwasserbeseitigung und 
Müllabfuhr müssen funktionieren und be- 
zahlbar bleiben. 

21) Wir werden eine vernünftige, 
ökologisch orientierte und sozial verträgli- 
che Verkehrsplanung in den Kommunen 
fördern und dafür sorgen, dafß3 ein funktio- 
nierender und bezahlbarer öffentlicher 
Personennahverkehr zur Verfügung steht. 
Um den Durchgangsverkehr aus den Städ- 
ten herauszuhalten, werden wir uns für 
den zügigen Bau von Umgehungsstraßen 
einsetzen.
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223 Wir Sozialdemokratinnen und 
Sozialdemokraten treten für Mietpreisbin- 
dung und bezahlbaren Wohnraum ein. 
Wir werden die Bürgerinnen und Bürger 
bei der Schaffung eigenen Wohnraums 
bzw. beim Bau eines Hauses durch das 
Land und die Kommunen unterstützen. Die 
Wohnungsqualität muß sich verbessern, 
insbesondere auch für alte und behinderte 
Menschen. 

/ ] 4 Durch eine gezielte und wirksa- 
me Förderung der örtlichen Wirtschaft 
einschließlich Dienstleistungen und Versor- 
gungsstrukturen werden wir in den Kom- 
munen für die Schaffung neuer Arbeits- 
plätze sorgen. Unser besonderes Augen- 
merk wird dabei auf dem Aufbau eines 
starken Mittelstands und produzierenden 
Gewerbes liegen. Um dies zu erreichen, 
fordern wir u.a. eine verstärkte Vergabe 
von Aufträgen der Kommunen an ortsan- 
sässige Firmen. 

2)> Wir setzen uns für eine Neu- 
ordnung der Förderpolitik des Bundes und 
des Landes für die Kommunen ein. Die 
knappen öffentlichen Gelder wollen wir so 
ausgeben, daf3 möglichst viele Bürgerin- 
nen und Bürger Nutzen daraus ziehen. 
Eine sozialdemokratische Landesregierung 
wird den Städten und Gemeinden bei der 
Verwendung der Haushaltsmittel größt- 
mögliche Entscheidungsbefugnisse einräu- 
men. Da die Kommunen am besten wissen, 
wofür sie Geld ausgeben müssen, werden 
wir ihnen eine Investitionspauschale zur 

Verfügung stellen, über deren genaueren 
Einsatz sie in eigener Verantwortung ent- 
scheiden können. 

Kommunalverfassung 

2 6 Die Eigenständigkeit der Ge- 
meinden wird durch die Kommunalver- 
fassung bestimmt, die in ihrer jetzigen 
Form nicht unsere Zustimmung findet. Wir 
wollen mehr Mitwirkungsrechte für die 
Gemeinderäte und ein durchschaubares 
Wahlsystem. Wir fordern eine Grundge- 
setzänderung, damit die Einführung des 
kommunalen Wahlrechts für Ausländer 
möglich wird. Die Gemeindeordnung in 
Sachsen-Anhalt muß entsprechend geän- 
dert werden. 

) ) / Die Städte und Gemeinden wer- 
den wir durch die Weiterentwicklung der 
Verwaltungsgemeinschaften zu effizienten 
kommunalen Verwaltungseinheiten stär- 
ken. Dazu gehört auch eine wirksame 
demokratische Kontrolle, mit der den Bür- 
gerinnen und Bürgern tatsächlich Mitspra- 
cherechte und Gestaltungsmöglichkeiten 
eingeräumt werden. 

Leistungsfähige und 
bürgernahe Verwaltung 

] ] \ Wir brauchen eine leistungsfä- 
hige und schlanke Verwaltung, die die viel- 
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fältigen Probleme nicht nur verwaltet, son- 
dern zielstrebig löst. Dazu gehört innovati- 
ves, gestalterisches Denken, das nicht auf 
die eigenen engen Zuständigkeiten be- 
grenzt ist. Wir fordern einen neuen An- 
satz, der ressort- und gruppenegoistische 
Interessen überwindet und darauf zielt, 
Verwaltungstätigkeiten besser miteinander 
zu vernetzen. 

) ] I Durch einfachere Verwaltungs- 
strukturen wollen wir weniger Bürokratie 
und mehr Durchschauborkeit der öffentli- 
chen Verwaltung erreichen. Die Verwal- 
tungsorganisation mufß3 gestrafft, der Ver- 
waltungsaufwand verringert und der Ab- 
lauf von Verwaltungsvorgängen wirksamer 
gestaltet werden. Wir setzen uns dafür ein, 
daß sich die Verwaltung auf den Kern- 
bestand staatlicher und kommunaler Auf- 
gaben konzentriert und entbehrliche Ver- 
woltungsaufgaben abgebaut werden. 

] N Ü Wir treten dafür ein, langwieri- 
ge Planungs- und Genehmigungsverfah- 
ren zeitlich zu straffen und ihre Abwick- 
lung zu konzentrieren. Allerdings wollen 
wir auch keine Vereinfachungen im Ver- 
waltungswesen um jeden Preis. Versuche, 
unter dem Deckmantel der Rechts- und 
Verwaltungsvereinfachung rechtsstaatliche 
Grundsätze auszuhöhlen, werden wir 
nicht zulassen. 

23 | Verwaltungen dürfen sich nicht 
selbst und wechselseitig blockieren. Aus 
diesem Grund werden wir die Zuständig- 
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keiten für die Genehmigung von Vorhaben 
bündeln. Soweit andere Träger öffentlicher 
Belange zu beteiligen sind, müssen ihnen 
gesetzlich Fristen zur Außerung gesetzt 
werden. Die von den Bürgerinnen und Bür- 
gern oder anderen Antragstellern beizu- 
bringenden Unterlagen müssen sich auf je- 
nes Maf3 beschränken, das für eine sach- 
gerechte Entscheidung unumgänglich ist. 

] 3 ] Wir werden das Modell eines 
modernen kommunalen Bürger-Service- 
zentrums entwickeln und erproben. Ent- 
sprechende Pilotprojekte in einzelnen Ge- 
meinden werden wir vom Land aus unter- 
stützen. 

23 J Wir sind dafür, das öffentliche 
Dienstrecht zu reformieren und das Berufs- 
beamtentum künftig auf jene Bereiche zu 
beschränken, wo hoheitliche Befugnisse 
wahrzunehmen und Ordnungsaufgaben 
des Staates zu erfüllen sind. Die Verwal- 
tung ist kein Selbstzweck. Sie ist für die 
Bürgerin und den Bürger da und nicht 
umgekehrt. Wir wollen verhindern, daß 
Behördengänge für die Bürgerinnen und 
Bürger zu Bittstellergängen werden. Wo 
immer wir Verantwortung übernehmen, 
werden wir uns dafür einsetzen, daf3 Bür- 
geranliegen nicht blockiert werden. Sie 
sind vielmehr auf der Grundlage des gel- 
tenden Rechts schnell zu entscheiden. Da- 
bei sind die Ermessensspielräume zugun- 
sten der Bürgerinnen und Bürger auszu- 
schöpfen.
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] 3 4 Wir sind für Chancengleichheit 
und wollen, daf3 künftig verstärkt Bürgerin- 
nen und Bürger Sachsen-Anhalts die Mög- 
lichkeit erhalten, in Führungspositionen 
der Landesverwaltung und Justiz aufstei- 
gen. 

/ 3 5 Wir werden dafür Sorge tra- 
gen, daß der Gebietsreform unverzüg 
lich eine Funktionalreform folgt, mit u 
die notwendigen Aufgaben der öffentli- 
chen Verwaltung im Sinne größtmöglicher 
Wirksamkeit auf die verschiedenen Ver- 
waltungsebenen verteilt werden. Verwal- 
tungsaufgaben, die den Bürger unmittelbar 
betreffen, müssen möglichst ortsnah wahr- 
genommen werden. Wir werden deshalb 
staatliche Aufgaben soweit wie möglich 
auf die Ebene der Landkreise verlagern. 
Wo das gelingt, werden Regierungsbezir- 
ke als Mittelinstanz überflüssig. 

SA
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Verkehr 
Auch in der Verkehrspolitik müssen ökono- 
mische, ökologische und soziale Gesichts- 
punkte berücksichtigt werden. Sie muß auf 
die regionalen Anforderungen und Vor- 
aussetzungen zugeschnitten sein. Dazu ge- 
hört ein integriertes Gesamtverkehrssys- 
tem, in dem Verkehrsmittel dort eingesetzt 
werden, wo sie ihre ökonomischen, ökolo- 
gischen und technischen Vorteile haben 
und die Interessen und Verhaltensweisen 
der Menschen mit einbezogen werden. 

Regionalisierung 

736 Wir werden eine an den Be- 
dürfnissen der Regionen orientierte Ver- 
kehrsplanung durchsetzen. Eine großräu- 
mige Anbindung der Regionen an die 
Fernverkehrswege muß mit dem Aufbau 
eines attraktiven Regionalverkehrsnetzes 
mit einem leistungsfähigen Öffentlichen 
Personennahverkehr (ÖPNV) verknüpft 
werden. 

23 / Wir werden auch die ökologi- 
schen Besonderheiten der Regionen beach- 
ten und größere regionalbezogene Schutz- 
und Erholungszonen ausweisen. Um den 
Flächenverbrauch zu minimieren, hat für 
uns die Sanierung bestehender Verkehrs- 
wege Vorrang vor dem Neubau von Ver- 
kehrswegen. 
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Schienenverkehr 

) 38 Sowohl für den Personenver- 

kehr als auch für den Gütertransport ist 
dem Eisenbahnverkehr Vorrang einzu- 
räumen. Daher bildet der Auf- und Aus- 
bau eines modernen und leistungsfähigen 
Schienenverkehrs den Schwerpunkt sozial- 
demokratischer Verkehrspolitik. Dafür ist 
zunächst die Beseitigung der Wettbewerbs- 
verzerrung zwischen Straße und Schiene 
notwendig. 

] 3 I Wir werden die Einrichtung des 
Güterverkehrszentrums Magdeburg vor- 
antreiben und uns für die Standorte weite- 
rer Güterverkehrszentren in den Räumen 
Stendal, Dessau, Halberstadt und Sanger- 
hausen einsetzen. 

] AN) Im Personenfernverkehr sind die 
Voraussetzungen für den Einsatz moderner 
Hochgeschwindigkeitszüge zu schaffen. In 
das Intercity- und Interregionetz der Deut- 
schen Bahnen müssen mehr Städte in 
Sachsen-Anhalt mit angemessenen Ver- 
kehrshalten einbezogen werden. Der An- 
schluß der Landeshauptstadt Magdeburg 
an das ICE-Streckennetz ist auf Dauer an- 
zustreben. 

] A | Zur Verwirklichung länderüber- 
greifender Konzepte muß in der Region 
Halle Leipzig ein Verkehrsverbund einge- 
richtet werden und der Anschluß des Flug-
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hafens Leipzig-Halle an das Schienennetz 
schnellstmöglich erfolgen. 

Straßenverkehr 

24) Wir unterstützen den Bau der 
Autobahn Halle-Magdeburg, der Süd- 
umgehung Halle-Leipzig und den Ausbau 
der A 2 und A 9. Anstelle weiterer Auto- 
bahn-Großprojekte wollen wir die Sanie- 
rung und den Ausbau bestehender Bun- 
des- und Landstraßen bei gleichzeitigem 
Neubau von Umgehungsstraßen zur Entla- 
stung der Ortskerne. Über das Landes- 
straßfengesetz werden wir den Landkreisen 
ausreichende Mittel für Ausbau, Sanierung 
und Instandhaltung der von ihnen verwal- 
teten Straßßen zur Verfügung stellen. 

24 3 Wir treten für ein Tempolimit 
von 120 km/h auf Autobahnen und 90 
km/h auf Landstraßen ein. Die Stadizen- 
tren sind in Abstimmung mit den Bürgerin- 
nen und Bürgern weitgehend vom KfZ-Ver- 
kehr zu befreien. In Wohngebieten soll- 
ten mehr Tempo-30-Zonen eingerichtet 
werden. 

244 Die Null-Promille-Grenze im 

Straßenverkehr bleibt unser Ziel. Das re- 
gelwidrige und rücksichtslose Verhalten im 
Verkehr muß bekämpft und die konsequen- 
te Überwachung und Ahndung von Regel- 
verstößgen gewährleistet werden. Zu diesem 
Zweck werden wir die Präsenz der Polizei 

auch im Verkehrsgeschehen erheblich stei- 
gern. 

245 Neben dem Ausbau von Rad- 
wegen an Bundes- und Landstrafßßen sowie 
im innerstädtischen Bereich werden wir die 
Anlage eines flächenerschließenden Rad- 
wegenetzes fördern. 

Öffentlicher 

Personennahverkehr 

] 4 6 Wir wollen die Gleichwertigkeit 
der Lebensbedingungen, im Bereich der 
Mobilität. Dazu ist ein ÖPNV-Grundan- 
gebot für alle Bevölkerungsgruppen unver- 
zichtbar, das die unterschiedlichen Anfor- 
derungen an den ÖPNV berücksichtigt. 
Der ÖPNV sollte eine Pflichtaufgabe der 
Gemeinden und Landkreise sein, mit einem 
ausreichenden Mitspracherecht bei allen 
Betreibermodellen. 

) 4 / Dem ÖPNV muß eine finanziel- 
le und verkehrspolitische Vorrangstellung 
gegenüber dem motorisierten Individual- 
verkehr eingeräumt werden. Das schließt 
eine Bezuschussung von Nahverkehrs- 
unternehmen durch öffentliche Gelder ein. 
Nur so kann, insbesondere auch in weni- 
ger dicht besiedelten Regionen, eine flä- 
chendeckende Versorgung durch den 
ÖPNV sichergestellt werden. In den Bal- 
lungsräumen muß durch „Bike-and-Ride”- 
bzw. „Park-and-Ride”-Systeme der indivi- 
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duelle Verkehr mit dem ÖPNV besser ver- 
knüpft werden. 

/ il \ Die baulichen Anlagen und die 
Fahrzeuge sind alten- und behinderten- 
gerecht zu konzipieren und die Sicherheit 
von Frauen in der Fahrzeit- und Haltestel- 
lenplanung zu berücksichtigen, etwa durch 
Bus-und-Taxi-Systeme, günstige Spätver- 
bindungen und gute Erreichbarkeit der 
Verkehrsmittel. 

249 Um den ÖPNV in einer Region 
abzustimmen und benutzerfreundlich zu 
gestalten, wollen wir Verkehrsverbünde mit 
einem einheitlichen Liniennetz, Taktfahr- 
plan, einheitlichem Tarifgefüge und Fahr- 
schein fördern. Wir unterstützen alle In- 
strumente wie Umwelttickets, Familien- 
tickets, Wochenendtickets, Jobtickets oder 
Einkaufstickets, mit denen attraktive Um- 
steigeangebote gemacht werden. Das Land 
und die Kommunen sollten dabei mit ihren 

m eine Vorbildfunktion überneh- 

] so Unsere Forderungen zur Ge- 
staltung und Förderung des ÖPNV werden 
wir auf der Grundlage eines ÖPNV-Geset- 
zes für Sachsen-Anhalt in konkrete Maß3- 
nahmen umsetzen. 
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Luftverkehr 

25 | Einen Verkehrsflughafen auf 
dem Territorium des Landes Sachsen-An- 
halt halten wir aufgrund der Nähe zu den 
Flughäfen Leipzig-Halle, Berlin und Han- 
nover für verzichtbar. Den Neubau von 
Regionalflughäfen lehnen wir ab. Wir sind 
der Überzeugung, dafß deren Funktion für 
den Geschäfts- und Inlandsflugverkehr 
auch mit einem gut ausgebauten Schienen- 
verkehrsnetz erfüllt werden kann, das an 
die nahegelegenen internationalen Ver- 
kehrsflughäfen angebunden ist. 

257 Die Einrichtung von Verkehrs- 
landeplätzen in Sachsen-Anhalt sollte ge- 
nerell auf die schon bestehenden und spe- 
ziellen Landeplatzanlagen beschränkt wer- 
den. 

Binnenschiffahrt 

) 5 J Die Binnenschiffahrt muß unter 
Beachtung des Umweltschutzes und der 
Pflege dar: natürlichen Struktur und Schön- 
heit der Landschaft entwickelt werden. Der 
Erhalt der Auenlandschaften als natürli- 
cher Hochwasserschutz sowie Lebensraum 
für eine vielfältige Flora und Fauna bedingt 
eine weitgehende Begrenzung des Elbe- 
und Saale-Ausbaus. Den Neubau von 
Staustufen in den Flüssen und den großan- 
gelegten Ausbau der Kanäle in Sachsen- 
Anhalt lehnen wir ab.
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) 54 Wir unterstützen die Entwick- 

lung von speziellen Niedrigwasserschiffen 
in den einheimischen Werften sowie die 
Modernisierung und den Ausbau von Um- 
schlaganlagen in den Häfen des Landes. 
Dies schafft bessere Voraussetzungen für 
die Verlagerung des Transports von Con- 
tcinern und Massengütern auf die Wasser- 
wege. 

SPD 
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Finanzen 
Der Aufbau Ostdeutschlands muß Vorrang 
haben gegenüber einem weiteren Ausbau 
Westdeutschlands. Sachsen-Anhalt bleibt 
in den kommenden Jahren auf die Finanz- 
transfers des Bundes und der alten Bundes- 
länder angewiesen. Dennoch braucht das 
Land wirtschafts- und finanzpolitische Ge- 
staltungsspielräume. Dazu bedarf es eines 
entsprechend langfristigen und soliden 
Finanzierungsprogramms, das auf die Mo- 
bilisierung der Gelder im Land sowie eine 
Stärkung der Eigeninitiative setzt. 

Finanzpolitik des Landes 

] 5 5 Es darf keine hemmungslose 
Verschuldung auf Kosten unserer Kinder 
geben. Der Anstieg der Ausgaben des Lan- 
des muß auf die mittelfristige Wachstums- 
rate begrenzt werden. Wir wollen auch 
durch unsere Finanzpolitik die Zukunfts- 
chancen Sachsen-Anhalts verbessern. Aus 
diesem Grund werden wir Kredite und 
Bürgschaften an investive Zwecke binden. 

] 5 6 Der unabweisbare Ausgaben- 
bedarf in Infrastrukturinvestitionen, Alt- 
lastensanierung, Schulneubau und Hoch- 
schulmodernisierung, in eine möglichst 
weitgehend investiv wirkende Arbeits- 
marktpolitik usw. wird zukünftig wesentlich 
höher bleiben als die Finanzkraft des Lan- 
des. Wir werden deshalb konkrete Ausga- 
benschwerpunkte definieren, damit die Fi- 
nanzpolitik berechenbar wird. Um die Ver- 
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schuldung des Landes zu begrenzen, wer- 
den wir für den Landeshaushalt eine Quote 
für Zinsen und Tilgungen festlegen, die 
nicht überschritten werden darf. 

] 5/ Die politischen Gestaltungs- 
räume sind finanziell gesehen sehr eng, 
eine Verschuldung wie bisher ist nicht 
möglich. Wir Sozialdemokratinnen und 
Sozialdemokraten wollen die Verschul- 
dung begrenzen und zugleich die Investi- 
tionen stärken. Darüber hinaus werden wir 
die Ausgabenkontrolle der einzelnen Res- 
sorts verstärken und verhindern, daß 
durch das sogenannte „Dezemberfieber” 
zum Ende eines Haushaltsjahres öffentli- 
che Gelder verschwendet werden. 

) hd Den Gemeinden und Landkrei- 
sen Sachsen-Anhalts droht spätestens 
ab 1995 der finanzielle Kollaps. Finanziel- 
le Unselbständigkeit einer Gemeinde be- 
deutet eine Einschränkung der Mitbestim- 
mungsmöglichkeiten der Bürgerinnen und 
Bürger. Wir wollen die Einnahmen der 
Kommunen stärken, eine Fortführung der 
Investitionspauschale und eine Erhöhung 
der Zuweisungen des Landes an die Kom- 
munen. 

] 59 Die Bürgerinnen und Bürger 
müssen sehen, wofür sie immer mehr Steu- 
ern und Abgaben zahlen. Deshalb wollen 
wir die Anlage privater Gelder in Projekte 
des Landes fördern. Hohe Sparguthaben 
sollen für die Entwicklung des Landes mo- 
bilisiert werden. Durch Zinszuschuß- sowie
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Landesprogramme zur Förderung von An- 
lagen in Projekte und Unternehmen unse- 
res Landes werden wir Sozialdemokratin- 
nen und Sozialdemokraten in Zusammen- 
arbeit mit den Sparkassen die Investitions- 
kraft stärken. 

Unterstützung 

aus dem Bundeshaushalt 

260 Wir fordern, daß mehr Mittel 
aus dem Bundeshaushalt den Ländern pau- 
schal zugewiesen werden und nicht aufge- 
teilt in eine unüberschaubare Anzahl von 
möglichen Ergänzungszuweisungen und 
Projektförderungen. Durch pauschale Zu- 
wendungen könnten die Länder einen grö- 
Beren Gestaltungsspielraum bei der Aus- 
gabe von Mitteln erlangen. 

] 6 | Zu einer sozial gerechten Finan- 
zierung der Deutschen Einheit gehört auch 
die Erhebung einer 1,5 prozentigen Ar- 
beitsmarktabgabe für Besserverdienende, 
Selbständige und Beamte, die allein zu 
Mehreinahmen von rund 10 Milliarden DM 
führen würde. 

26) Wir unterstützen die Einrich- 
tung öffentlicher Fonds für gezielte Projek- 
te. So muß z.B. ein Altlastensanierungs- 
fonds eingerichtet werden, an dem auch 
die umweltbelastende Industrie finanziell 
beteiligt wird. Der Fonds zur Altlasten- 
sanierung soll u.a. aus dem Aufkommen 
einer Lizenzabgabe finanziert werden, die 

auf die Erlaubnis zur Ablagerung bzw. zur 
Behandlung von Sonderabfällen erhoben 
wird. 

) 63 Wir Sozialdemokratinnen und 
Sozialdemokraten wollen eine stärkere Be- 
rücksichtigung ökologischer Belange durch 
eine Änderung und Ergänzung des bun- 
desdeutschen Steuersystems, wobei erhöh- 
te Einnahmen, z.B. aus einer Energiesteuer, 

größtenteils arbeitsmarkt- und struktur-. 
politischen Maßnahmen zugute kommen 
sollten. 
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Eine neue Politik 
für Sachsen-Anhalt 

Sachsen-Anhalt braucht einen neuen 
Anfang. Sachsen-Anhalt braucht eine 
neue Politik. Aus dieser Tatsache kann 
man nur einen Schluß ziehen: Das 
Land Sachsen-Anhalt braucht die Sozi- 
aldemokraten, die Sozialdemokraten 
in Regierungsverantwortung. Mit die- 
sem Parteitag wollen wir einen weite- 
ren großen Schritt in diese Richtung 
fun. 

Zu vieles ist in den letzten drei Jah- 
ren schiefgelaufen, weil die konservati- 
ve Regierung nicht konsequent die In- 
teressen der Menschen in Sachsen-An- 

halt vertreten hat. 

Die CDU hat versucht, mit fal- 
schen Versprechen die Men- 
schen zu täuschen. Jetzt macht 
sich Enttäuschung breit. 

Diese verheerende Bonner Politik hat 
die Magdeburger CDU/FDP-Koalition 
rücksichtslos auf das Land Sachsen- 
Anhalt übertragen. ... 

Wir brauchen eine neue Politik, und 
die gibt es nur unter sozialdemokrati- 
scher Führung. Das müssen wir Sozial- 
demokraten auch den Bürgern von 

e Bürgernah 
e Konkret 

e Zukunftsweisend 

Sachsen-Anhalt deutlicher machen, die 
vielleicht die Konsequenzen nicht über- 
sehen, wenn sie erklären, sie würden 
bei den nächsten Wahlen die PDS 
wählen. Jede Stimme für die PDS, 
schwächt unsere Partei und erhöht die 
Gefahr, daf3 die CDU weiter an der Re- 
gierung beteiligt ist. Das muß3 verhin- 
dert werden, denn wir brauchen wirk- 
lich eine neue Politik. Und die werden 
wir nur durchsetzen, wenn die CDU auf 
der Oppositionsbank Platz genommen 
hat. Es wird eine Politik sein, bei der 
wir Sozialdemokraten uns in allen un- 
seren politischen Entscheidungen leiten 
lassen werden von der Grundfrage: 
Was ist gut für die Menschen, die in 
diesem Land leben und eine sichere Zu- 
kunftsperspektive haben wollen? Die 
richtige Antwort darauf zu finden, ist 
eine große und schwierige Aufgabe, 
die sich nicht am grünen Tisch und in 
Beamtenstuben lösen läßt. Sicherheit 
können die Menschen nur gewinnen, 
wenn sie angehört werden und über 
ihr eigenes Schicksal und unsere ge- 
meinsame Zukunft auch mitbestimmen 
dürfen. 
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Ich bin fest davon überzeugt, daf3 
alles gut für die Menschen ist, was 
Zukunftssicherheit schafft. Darum muß 
Schluß sein mit den kurzsichtigen und 
kurzfristigen Entscheidungen auf dem 
Arbeitsmarkt. 

Solange die Angst um Arbeit und 
Ausbildungsplätze, um eine bezahl- 
bare Wohnung, um eine zunehmende 
Umweltzerstörung oder die Angst vor 
Gewalt und Kriminalität das Leben der 
Menschen bestimmt, läßt sich die 
Grundsicherheit, die für ein glückliches 
Leben nötig ist, nicht gewinnen. Das 
aber bleibt die grundlegende Aufgabe 
unserer Politik, Bedingungen zu schaf- 
fen, unter denen Menschen glücklich 
und zufrieden leben können. 

Wir brauchen einen neuen An- 
fang auch im Vertrauen zwi- 
schen Bürgern und Politikern. 

Darum ist das Gespräch mit den Bür- 
gern eine der wichtigsten Aufgaben ei- 
nes Sozialdemokraten. Das gilt keines- 
wegs nur im bevorstehenden Wahl- 
kampf. Wir wollen mehr Bürger- 
beteiligung und konkretere Mitspra- 
cherechte durchsetzen. Wir wollen da- 
mit im Sinne von Willy Brandt auch 
mehr Demokratie wagen. Demokratie 
wächst von unten. Diesem Anliegen 
haben wir in unserem Programm in 
vielfältiger Weise Rechnung getragen. 

Wir wollen das Mitdenken und die 
Mitverantwortung der Bürger auf allen 
Ebenen, in Vereinen und gemeinnützi- 
gen Vereinigungen, in den Kommunen 
und auch im Land. Nur wo das heraus- 
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gelockt und angenommen wird, wird 
sich auch die Unkultur des ständigen 
Meckerns, die wir noch aus DDR-Zeiten 
mitgebracht haben, überwinden las- 
sen. Wir wollen das Mitdenken und die 
Mitverantwortung der Bürger. Die Her- 
ausforderungen, vor denen wir stehen, 
die Probleme, die wir zu lösen haben, 
sind so groß, daf3 wir es uns gar nicht 
leisten können, gute Ideen einfach vom 
Tisch zu wischen, nur weil sie vielleicht 
nicht aus den eigenen Reihen kommen. 

Was eine neue Politik im Interesse 
der Menschen in Sachen-Anhalt für uns 
Sozialdemokraten im einzelnen be- 
deutet, haben wir in unserem Sachsen- 
Anhalt-Programm zusammengefaßßt, 

das dem Parteitag als Leifantrag vor- 
liegt. 

Es kann kein Zweifel daran be- 
stehen, daß wir als erstes eine 
neue Wirtschaftspolitik brau- 
chen. 

Eine neue Wirtschaftspolitik, die end- 
lich Schluß macht mit dem Plattmachen 
und Zerschlagen traditionell gewach- 
sener und durchaus lebensfähiger Un- 
ternehmen. 

Es ist eine Zwecklüge der CDU/FDP- 
Koalition, immer wieder zu behaup- 
ten, die wirtschaftliche Misere, in der 
wir stecken, wäre das Ergebnis von 
40 Jahren SED-Mißwirtschaft. Nein, 
diese Misere ist auch das Ergebnis ver- 
fehlter oder nicht vorhandener Indus- 

_triepolitik der jetzigen Regierung. Und 
der Fehler besteht keineswegs nur dar- 
in, daß man gnadenlos die Probleme
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des Übergangs frühkapitalistischen 
Marktmechanismen ausliefert. 

Eine verfehlte Treuhandpolitik hat 
immer wieder dazu geführt, daß bei 
Überkapazitäten ostdeutsche Betriebe 
zur Sicherung der Märkte westdeut- 
scher Unternehmen geopfert worden 
sind. Bischofferode ist da nur ein popu- 
löres Beispiel, für das wir in Sachsen- 
Anhalt eine Fülle weiterer Beispiele 
nennen könnten. Die falsche Regelung 
der Eigentumsfragen, die den wirt- 
schaftlichen Aufschwung erheblich ge- 
bremst hat und keineswegs zu mehr 
Gerechtigkeit führt, die vielmehr ein 
riesiger Kapitalabluß von Ost nach 
West ist, hat ihr übriges getan. Auf vie- 
len Gebieten wird das Kind bereits in 
den Brunnen gefallen sein, wenn wir 
1994 die Regierungsverantwortung 
übernehmen. Die verfehlte Maxime der 
Treuhand, die Privatisierung in Form 
eines Verkaufs an ein westliches Unter- 
nehmen an die erste Stelle zu setzen, 
hat sinnlos viel Geld gekostet und vie- 
len Treuhandbetrieben schweren Scha- 
den zugefügt. 

Wir haben als Oppositionspartei 
versucht, die Betriebe zu unterstützen, 
wo wir nur konnten. Wir haben, oft in 
Zusammenarbeit mit Betriebsräten und 
Gewerkschaften, Alternativkonzepte 
vorgelegt. An den tatsächlichen Ent- 
scheidungen waren wir nicht beteiligt. 

Wir bleiben aber bei unserer Forde- 
rung nach dem Erhalt der industriellen 
Kerne, das heiflt einer Sicherung ost- 
deutscher Wirtschaftsstandorte mit Tra- 

dition, hochqualifiziertem Personal 
und ausgebauter Infrastruktur. Konkret 
heif3t das zum Beispiel: Das SKET muß 
erhalten bleiben! Das SKET darf nicht, 
wie es die Treuhand beabsichtigt, aus- 
einandergenommen und in seine Ein- 
zelteile zerlegt, privatisiert werden. 

Wir wollen, daf3 das SKET ganzheit- 
lich saniert und wettbewerbsfähig ge- 
macht wird, damit Magdeburg und die 
Region ein starkes industrielles Stand- 
bein im Maschinenbau behält. Ich 
habe es satt, die leeren Versprechun- 
gen des Wirtschaftsministers zu hören 
und dann mit ansehen zu müssen, wie 
er Mittelstandsförderung betreibt, in- 
dem er Großbetriebe zerschlagen läßt 
und auf mittelständisches Niveau her- 
unterfährt. Das gilt auch für die Che- 
mie im Süden, für die wieder alles 
offen zu sein scheint, nachdem sich 
die politische Situation in Italien und 
Frankreich grundlegend verändert hat. 
Für uns Sozialdemokraten ist klar: Der 
Chemiestandort in Buna und Leuna 
muß erhalten bleiben! ... 

Wir brauchen eine neue Politik 
auch im Bereich der klassischen 
Wirtschaftsförderung. 

Unser Programm enthält dazu viele 
konkrete Vorstellungen. Wir brauchen 
zum Beispiel eine Industriepolitik, 
die konsequent den Absatz sachsen- 
anhaltinischer Produkte fördert und 
dabei auf die Zahl und die Art der ge- 
schaffenen Arbeitsplätze achtet. Die 
Neuentwicklung marktfähiger Produk- 
te bedarf staatlicher Förderung, damit 
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wir nicht nur verlängerte Werkbänke 
haben. Deutschland hat es ja insge- 
samt versäumt, auf neue Produkte und 
Produktionsverfahren zu setzen. Und 
angesichts der Tatsache, daf3 das indu- 
strielle Forschungspotential in den neu- 
en Ländern radikal zerschlagen wurde, 
wirken die Phrasen von der modern- 
sten Wirtschaft Europas, die angeblich 
in Sachsen-Anhalt entstehen soll, nur 
noch wie blanker Hohn. Hier werden 
wir erhebliche konservative Unterlas- 
sungssünden zu korrigieren haben. 
Deswegen werden wir einen Schwer- 
punkt unserer Wirtschaftsförderung 
auf die Produkt- und Verfahrensinno- 
vation legen. Das gilt nun insbesonde- 
re im Bereich der Umweltschutztechno- 
logien und bei allen Entwicklungen, die 
mit dem ökologischen Umbau der 
Industriegesellschaft zu tun haben. 

Wir begreifen den ökologischen 
Umbau der Industriegesellschaft 
als Chance. Für uns sind Okolo- 
gie und Okonomie keine Gegen- 
sätze. 

Umweltschutz sichert langfristig Le- 
bensqualität und schafft heute Arbeits- 
plätze. Das bedeutet aber auch, daf3 
wir Pläne der Landesregierung nicht 
zulassen dürfen, die Investitionen da- 
durch beschleunigen will, daß sie das 
Denkmalschutz-, das Naturschutz- und 
das Wassergesetz quasi außer Kraft 
setzt. 

Wer heute den Aufschwung dadurch 
ankurbeln möchte, daß er die Umwelt 
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ignoriert und belastet, wird morgen für 
seine Umweltsünden teuer bezahlen 
müssen. Viel wichtiger ist, daf3 die Ent- 
scheidungsprozesse in den Bürostuben 
beschleunigt werden. Über den Bau 
der A 14 beispielsweise war man sich 
schon zu Beginn der Legislaturperiode 
einig. Dreimal ist der symbolische erste 
Spatenstich gemacht worden. Wirklich 
gebaut wird immer noch nicht. 

Im Blick auf alle unsere Vorhaben 
höre ich schon jetzt den Einwurf: Wer 
soll das bezahlen? Der gängigste 
Spruch der Liberalen und Konservati- 
ven lautet: Nur was erwirtschaftet wur- 
de, kann auch verteilt werden. 

Diese Aussage klingt auf den ersten 
Blick plausibel. Schlimm ist nur, daß 
diese Regel immer dann eingesetzt 
wird, wenn es um die Abwehr sozialer 

Leistungen in der Gesellschaft geht. 
Dem setzen wir Sozialdemokraten ent- 
gegen: Politik bedeutet vor allem, das 
Erwirtschaftete so zu verteilen, daf3 der 
größtmögliche gesamtgesellschaftliche 
Gewinn und Nutzen erzielt werden 
kann. 

Am Beispiel der Investitionsförde- 

rung in Sachsen-Anhalt läßt sich gut il- 
lustrieren, was ich meine. Die Landes- 
regierung klopft sich selbst auf die 
Schulter und rühmt sich, die größte 
Summe an Investitionen ins Land geholt 
zu haben. Entsprechend groß ist natür- 
lich die Summe von Investitionszu- 
schüssen aus dem Landeshaushalt. 
Gleichzeitig haben wir die größte Ar- 
beitslosenquote in Deutschland. Mit 
vernünftiger Wirtschaftsförderung hat
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das nichts mehr zu tun. Die vielge- 
rühmte Wirtschaftskompetenz der 
CDU/FDP-Koalition steht vor der Plei- 
te. Übrig bleibt eine Wirtschaftspolitik, 
die mit Milliardensummen kapital- 
starke westdeutsche und europäische 
Großunternehmen subventioniert und 
durch immense Verpflichtungsermäch- 
tigungen den Landeshaushalt auf Jah- 
re hinaus schwer belastet. Dabei ist 
heute noch gar nicht absehbar, welche 
finanziellen Mitnahmeeffekte hier ent- 
stehen und ob wirklich sichere Dauer- 
arbeitsplätze geschaffen werden. 

Um Mißverständnissen vorzubeu- 
gen: Es geht uns nicht darum, die gro- 
fen Investoren zu vertreiben. Es geht 
um eine annehmbare Mischung zwi- 
schen der Förderung großer Produkti- 
onsstätten und der Förderung des mit- 
telständischen Gewerbes. Es wäre 
doch zumindest auch mal überlegens- 
wert, ob eine Investitionszulage stets in 
pauschaler Höhe gewährt oder nicht 
besser von den Randbedingungen und 
Verhandlung im Einzelfall abhängig 
gemacht werden sollte. So hätte man 
die Chance, die vorhandenen Gelder 
an mehr Unternehmen als bisher zu 
verteilen und damit auch mehr Arbeits- 
plätze zu sichern. 

Mehr Arbeitsplätze wiederum 
würden die Steuereinnahmen 
des Landes erhöhen und mehr 
Spielraum für soziale Leistungen 
schaffen. 

Die Leitfrage unserer Wirtschaftspolitik 

wird sein: Wie können wir möglichst 
viele zukunftssichere Arbeitsplätze in 
Sachsen-Anhalt schaffen und dabei 
auch wirtschaftlich schwachen Regio- 
nen ihre Lebensfähigkeit erhalten? Da- 
bei spielt die Regionalplanung eine 
wichtige Rolle. Wir werden in unserem 
Programm zur Sicherung des Wirt- 
schaftsstandortes Sachsen-Anhalt dar- 
auf achten, daf3 die Entwicklungskräfte 
in den einzelnen Regionen mobilisiert 
und gestärkt werden. ... 

Die Sozialdemokraten in Sach- 
sen-Anhalt wollen eine Arbeits- 
marktoffensive starten, die neue 
Wege geht. 

Wir müssen neben einer soliden Wirt- 
schaftspolitik konsequent das Pro- 
gramm umsetzen, Arbeit statt Arbeits- 
losigkeit zu finanzieren. Wir wissen, 
daf3 dieser Weg nur zusammen mit der 
Bundesregierung gegangen werden 
kann, weil es ohne Bundesmittel der 
Arbeitsförderung nicht geht. Darum 
hoffen wir ja auch auf einen Wechsel 
in Bonn. 

Wir können und werden nicht 
dulden, daß über die Hälfte der 
Erwerbstätigen Angst um ihren 
Arbeitsplatz hat. 

Die ständige Sorge um den Arbeits- 
platz ist nicht länger zu ertragen. Die 
Beruhigungspillen sind wirkungslos ge- 
worden. Schließlich geht es nicht nur 
um Geld und Einkommen, es geht um 
Lebensqualität, es geht um die Würde 
des Menschen, der arbeiten will und 
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zum Nichtstun verurteilt wird. Diese 
Würde darf nicht länger mit Füßen ge- 
treten werden. 

Darum werden wir die ABS-Gesell- 
schaften und ähnliche Beschäftigungs- 
gesellschaften zu nach marktwirt- 
schaftlichen Gesichtspunkten arbeiten- 
den Betrieben fortentwickeln. Diese Be- 
triebe sollen vorrangig für die Rekulti- 
vierung der Landschaft, die Beseiti- 
gung von Altlasten, die Verbesserung 
unserer Umwelt und im sozialen und 
Jugendbereich eingesetzt werden. 
Dazu werden wir neue Modelle entwik- 
keln und erproben. Wir brauchen sie 
auch, um die großen Gestaltungs- 
aufgaben im ökologischen und sozia- 
len Bereich zu lösen, die sonst auf Jah- 
re hinaus nicht bezahlbar wären. Klar 
ist dabei, daß wir uns denen beson- 
ders zuwenden werden, die extrem 
hart von der Arbeitslosigkeit betroffen 
sind. Ich denke zum Beispiel an die Ju- 
gendlichen. Was nützen uns umfang- 
reiche Programme zur Bekämpfung 
von Radikalismus und Gewalt, wenn 
diese Regierung nicht einmal in der 
Lage ist, den jungen Menschen Ausbil- 
dungsplätze und Arbeit anzubieten. 
Wir brauchen die jungen Menschen, 
und wir brauchen sie hier im Lande. 
Das müssen wir ihnen auch deutlich 
zeigen. Darum wollen wir eine Aus- 
bildungs- und Beschäftigungsgarantie 
mindestens bis zum 21. Lebensjahr. Es 
war ein schwerer Fehler, in dieser kriti- 
schen Zeit die Möglichkeit für eine 
überbetriebliche Ausbildung zu strei- 
chen. Es ist ein untragbarer Zustand, 
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daß tausende von Jugendlichen nach 
der Schule keinen Ausbildungsplatz 
bekommen. Der Verweis auf freie Aus- 
bildungsplätze im Westen ist makaber 
und ein Abwanderungsprogramm für 
junge, leistungsfähige Leute. Wir wol- 
len doch nicht, daf3 der Osten Deutsch- 
lands das Altenheim der Nation wird. 

Neue Ideen braucht das Land, 
und wir werden sie entwickeln. 

Eins ist sicher, die ABM dürfen nicht zu- 
rückgefahren werden. Die Finanzie- 
rungsprobleme, die es zweifellos gibt, 
müssen durch eine Arbeitsmarktab- 
gabe aufgefangen werden, die von al- 
len aufgebracht wird, einschließlich 
der Beamten und Abgeordneten. Es ist 
überhaupt nicht einzusehen, daf3 nur 
diejenigen, die in die Arbeitslosenver- 
sicherung einzahlen müssen, für die 
kritische Situation auf dem Arbeits- 
markt aufkommen sollen. Es geht um 
die gerechte Verteilung von Arbeit und 
um die gerechte Verteilung der daraus 
erwachsenden Lasten, und von Ge- 
rechtigkeit verstehen wir Sozialdemo- 
kraten allemal mehr. Ich weiß, auch wir 
können nicht jedem einen Arbeitsplatz 
anbieten, aber unser Programm enthält 
Ideen und Ansätze für eine neue 
Arbeitsmarktpolitik, die wir weiter aus- 
bauen und mit konkreten Modellen un- 
tersetzen werden. 

Gerade weil in den letzten 3 Jahren 
für die Menschen im Osten Deutsch- 
lands praktisch alles anders geworden 
ist, gilt die Regel:



Sachsen-Anhalt SPD 
  

Alles, was Zukunftssicherheit 
schafft, ist gut, alles was neue 
Verunsicherungen heraufbe- 
schwört, muß energisch be- 
kämpft werden. 

Darum ist die Angst um eine Woh- 
nung, verbunden mit der bangen Fra- 
ge, ob man sie auch in Zukunft noch 
bezahlen kann, für uns untragbar. Hier 
geht es um den Lebensraum von Men- 
schen, um die Erfüllung eines verfas- 
sungsrechtlich abgesicherten Staats- 
ziels. Wir haben doch nich! darum ge- 
kämpft, daf3 das Recht auf einen ange- 
messenen und bezahlbaren Wohn- 
raum als Staatsziel in der Verfassung 
steht, um jetzt zuzusehen, wie die 
Angst um eine solche Wohnung um 
sich greift. 

Darum brauchen wir einen kon- 
sequenten Mieterschutz. 

Wir brauchen keine Luxusmoderni- 
sierungen und werden diese auch nicht 
fördern. Wir brauchen vielmehr eine 
solide Modernisierung, insbesondere 
der Großsiedlungen in Plattenbauwei- 
se. Das ist auch nötig, um die Betriebs- 
kosten zu senken und bezahlbare 
Wohnungen zu erhalten. 

Wir setzen uns dafür ein, den Alt- 
baubestand möglichst unter Mithilfe 
der Mieter zu sanieren. Das muß ge- 
fördert werden. Die Förderung des 
Wohnungsneubaus, von Eigentums- 
wohnungen und Eigenheimen ist wich- 
tiger, als Geld auszugeben für die Pri- 
vatisierung von Wohnungen, die viel- 

leicht besser als Sozialwohnungen 
geeignet sind. Die Wohnungsbauför- 
derprogramme dürfen nicht nur denje- 
nigen nützen, die ausreichend Eigen- 
kapital haben. Dann bleiben die hier 
aufgewachsenen Menschen wieder 
einmal auf der Strecke. ... 

Die Gründung von kleinen Ge- 
nossenschaften, in denen die 
Mieter selbst über ihre Wohnun- 
gen bestimmen können, muß als 
eine Form der Privatisierung an- 
erkannt werden. 

Darüber reden wir nicht nur, sozialde- 
mokratische Bürgermeister probieren 
das in ihren Kommunen auch aus. 

Eine vernünftige Wohnunggspolitik hat 
auch etwas mit Stadterneuerung zu 
tun. Darum wollen wir eine ausgewo- 
gene Mischung von Wohnen, Kultur, 
Büronutzung, Handel und Gastrono- 
mie in den Innenstädten. Der katastro- 
phalen Entwicklung, in Form der An- 
siedlung von Verkaufsflächen und 
Grof3märkten auf der grünen Wiese 
außerhalb der Städte, muß Einhalt ge- 
boten werden. Wir brauchen solche In- 
vestoren in der Mitverantwortung für 
die Sanierung unserer Innenstädte. 
Uns muß3 es gelingen, dafür solch pri- 
vates Kapital zu mobilisieren. 

Eine vernünftige Wohnungspolitik 
läßt sich nur durch eine gute Zusam- 
menarbeit zwischen Land und Kommu- 
nen realisieren. Dafür werden wir sor- 
gen. Statt Bürokratie brauchen wir Be- 
ratung. Statt eines Bürokraten, der nur 

65



SPD Sachsen-Anhalt 
  

sagt, wie und warum es nicht geht, 
brauchen wir phantasievolle Men- 
schen, die herausfinden wie es trotz- 
dem geht. Das gilt übrigens nicht nur 
in der Wohnungspolitik. Und weil es 
um phantasievolle Neuansätze geht, 
braucht dieses Land Sozialdemokraten 
in Regierungsverantwortung. 

Die eindeutigsten Verlierer der 
Deutschen Einheit sind bis zum 
heutigen Tage die Frauen geblie- 
ben. Mit dieser diskriminieren- 
den Situation dürfen wir uns 
nicht abfinden. 

Es kann nicht angehen, daf3 Errungen- 
schaften, für die auch wir uns jahr- 
zehntelang eingesetzt haben, durch 
die Hintertür, das heifdt durch eine erz- 
konservative Arbeitsmarkt-, Sozial- 
und Familienpolitik, wieder abge- 
schafft werden. Wir wollen keine Ge- 
sellschaft von arbeitenden Männern 
auf der einen und an den Herd zurück- 
verbannten Frauen auf der anderen 
Seite. Es ist geradezu empörend, daf3 
der liberale Wirtschaftsminister diese 
Entwicklung auch noch finanziell för- 
dern wollte durch die Zahlung eines 
sogenannten Familienübergangs- 
geldes, eine Kopfprämie für Frauen, 
die sich verpflichten, aus dem Arbeits- 
prozel3 auszuscheiden. So etwas wird 
es mit Sozialdemokraten nicht geben. 

Im Gegenteil, wir werden alles er- 
denkliche tun, zum Beispiel durch 
arbeitsmarktpolitische Vorgaben und 
entsprechend gestaltete Förderricht- 
lininen, damit Frauen wieder in den 
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Arbeitsprozef3 integriert werden kön- 
nen. Wir sollten uns auch nicht scheu- 
en, deutlich zu sagen, daß wir bei der 
Gleichstellung von Mann und Frau im 
Berufsleben zu DDR-Zeiten Erfahrun- 
gen gesammelt haben, die wir uns 
auch durch die Wiedervereinigung 
nicht kaputtmachen lassen. 

Man schützt übrigens auch unge- 
borenes Leben nicht dadurch, daß man 
den Schwangerschaftsabbruch er- 
schwert. Damit diskriminiert man wie- 
derum nur die Frauen. Ungeborenes 
Leben schützt man nur wirksam durch 
eine wirklich kinderfreundliche Gesell- 
schaft. Dafür müssen und werden wir 
viel tun. Mit dem drastischen Rückgang 
der Geburtenzahlen, der ein Warnsi- 
gnal für die Stimmung in unserem Land 
ist, dürfen wir uns nicht abfinden. 

Zu einer kinder- und jugend- 
freundlichen Gesellschaft gehört 
auch eine ausgewogene und 
moderne Bildungslandschaft. 

Was da in den letzten drei Jahren 
durch rücksichtsloses Durchsetzen kon- 
servativer Bildungsvorstellungen ka- 
puttgemacht worden ist, macht mich 
gleichermaßen traurig und zornig. 
Statt der ausufernden Bürokratie und 
wuchernden Kontrolle, brauchen wir 
mehr Mitbestimmung und Demokratie 
in der Schule. Der Kultusminister hält 
die Lehrer in Atem durch zahllose Ver- 
ordnungen, statt dessen brauchen wir 
Freiräume zum Ausprobieren und kräf- 
tige Ermutigung. Wir wollen eine viel-
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fältige Schullandschaft, statt einer er- 
zwungenen Trennung bereits nach der 
vierten Klasse. Wir wollen vielfältige 
Übergänge zwischen den verschiede- 
nen Schulformen und eine qualifizierte 
berufliche Bildung für alle. Wir wollen 
eine Freizeitbeschäftigung für Kinder 
und Jugendliche, die sie nicht nur be- 
cufsichtigt und aufbewahrt, sondern 
can Heranwachsenden bei der Entfal- 
tung ihrer Persönlichkeit hilft. An dieser 
Stelle gehören für uns Bildung, Jugend- 
arbeit und Kultur zusammen. 

Auf diesem Gebiet entscheidet sich 
auch vielmehr im Blick auf Radikalis- 
mus, Gewalt und Jugendkriminalität, 
als sich später mit Mitteln der Polizei 
und Justiz bekämpfen läßt. 

Ich warne davor, daß wir uns von 

der CDU eine völlig falsche Debatte 
über innere Sicherheit aufzwingen las- 
sen. Da wird so locker und leicht über 
den großen Lauschangriff gesprochen, 
daß man befürchten muß, diese Bun- 
desregierung hat sich vom Staatssi- 
cherheitsdienst beraten lassen. Ich je- 
denfalls will keine Wanze mehr in mei- 
ner Wohnung haben. Und ehe man 
selbst bei der organisierten Kriminali- 
tät an den Einsatz solcher Mittel denkt, 
sollte man erstmal den Geldwäschern 
wirksam auf die Schliche kommen. 

Die CDU versucht wieder einmal, 
von den wirklichen Problemen abzu- 
lenken. Innere Sicherheit hat für mich 
vor allem etwas damit zu tun, daß Bür- 
gerinnen und Bürger abends wieder si- 
cher über die Straße gehen können 
und man nicht ständig Angst vor Ein- 

bruch und Diebstahl haben muß. Das 
betrifft alle, das bedroht alle und da 
helfen uns auch keine schärferen Ge- 
setze. Wir brauchen keine Schein- 
lösung auf dem Papier, uns hilft nur 
eine Polizei, die hinschaut und zu- 
packt, statt wegzusehen. Wir brauchen 
keine schwarzen Sheriffs, die sich nur 
Reiche leisten können. Wir brauchen 
Polizisten, die präsent sind, gut auf 
ihre Aufgaben vorbereitet und dann 
übrigens auch angemessen bezahlt 
werden. 

Wir brauchen eine Justiz, die schnell 
reagiert und in angemessenen Zeiträu- 
men ein Urteil fällt. Und wir brauchen 
Bürgerinnen und Bürger, die dieses 
Problem nicht einfach anderen über- 
lassen und mithelfen nicht nur bei der 
Verbrechensbekämpfung, sondern vor 
allen Dingen bei der Bekämpfung der 
Ursachen, denn die Bekämpfung der 
Kriminalität fängt nicht erst mit der 
Strafverfolgung an. Gewalt und Krimi- 
nalität haben ihre Ursachen. Diese lie- 
gen oftmals in der eigenen unbefriedi- 
genden Situation, in Arbeitslosigkeit 
und kaputten Familien, Isolierung und 
Frust. Gewalt ist immer auch eine Re- 
aktion auf die Gesellschaft, die es nicht 
fertigbringt, den Menschen eine Per- 
spektive zu geben. 

Wer Sicherheit in diesem Lande 
haben möchte, der muß nicht 
noch mehr Geld für unsere Poli- 
zei ausgeben, sondern dieses 
Geld erst einmal für eine ver- 
nünftige Wirtschafts-, Arbeits- 

67



SPD Sachsen-Anhalt 
  

markt- und Bildungspolitik nut- 
zen und sich für den Erhalt des 
Sozialstaates einsetzen. 

Das wollen wir mit unserer Politik. Vor- 
beugung von Kriminalität bedarf in 
vielen Fällen der öffentlichen und offe- 
nen Diskussion. Es darf keine Tabu- 
themen mehr geben, wie zum Beispiel 
Kindesmißbrauch oder die sexuelle 
Gewalt gegen Frauen. Schweigen hilft, 
wenn überhaupt, nur den Tätern. 

Einfache Lösungen gibt es nicht. Ich 
warne vor Stammtischparolen nach 

dem Motto: Alle einsperren. Nein, wir 
wollen die Menschen wieder zurück 
holen in die Gemeinschaft des solidari- 
schen Miteinanderlebens. 

Das Stichwort des solidarischen Mit- 
einanderlebens, bringt mich dazu noch 
etwas über unsere Politik für und mit 
den älteren Menschen zu sagen. Das 
verantwortungslose Gerede über unsi- 
chere Renten zeigt, wie die jetzigen 
Regierungspartien mit den alten Men- 
schen umgehen. Sie sind ungünstiges 
Datenmaterial in einer Statistik. Dann 
kommt man zu so absurden Gedan- 
ken, wie der Verlängerung der Lebens- 
arbeitszeit angesichts riesiger Arbeits- 
losigkeit. Da? man da über Menschen 
redet, die sich fragen, wie sie die zwei- 
te Hälfte ihres Lebens gestalten kön- 
nen, scheint dem Herrn Rexrodt völlig 
fremd. Solche schlimme Seniorenpolitik 
ist mit uns nicht zu machen. Wir haben 
in der Fraktion ein umfangreiches Kon- 
zept für eine menschenfreundliche 
Seniorenpolitik ausgearbeitet, das gro- 
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ßen Wert auf die Integration der älte- 
ren Bürger in die Lebenszusammen- 
hänge der Gesellschaft legt. 

Die Gerechtigkeit, die bei den 
Sozialdemokraten im Mittel- 
punkt steht, heißt hier, den Men- 
schen im Alter gerecht werden, 
ihren Bedürfnissen und Wün- 
schen soweit wie möglich ent- 
sprechen. 

Das fängt beim Wohnen im Alter an 
und hört bei Bildungs-, Kultur- und 
Freizeitangeboten für ältere Menschen 
nicht auf. Hier werden sozialdemokra- 
tische Landespolitik und Kommunalpo- 
litik eng zusammenwirken. 

Eine enge Zusammenarbeit zwi- 
schen Landes- und Kommunal- 
politik wird auch beim Abbau 
der ausufernden Bürokratie er- 
forderlich sein. 

Es gibt ja Bereiche, da kostet das Per- 
sonal für die Bearbeitung von Förder- 
anträgen mehr als schließlich an Mit- 
teln vor Ort ankommt. Das ist ein Skan- 
dal, der übrigens auch die Politik- 
verdrossen-heit erheblich fördert. Da- 
gegen werden wir angehen. Wir wol- 
len mehr Eigenverantwortung für die 
Kommunen. Wir werden den undurch- 
dringbaren Wust von Verordnungen 
beschneiden. Wir sind für eine Investi- 
tionspauschale.an die Kommunen, da- 
mit sie in ihrer schwierigen finanziellen 
Situation Entscheidungsspielräume be- 
kommen.
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Bei der in der nächsten Legislaturperi- 
ode zu regelnden neuen Aufgabenver- 
teilung zwischen dem Land und den 
Kommunen werden wir dafür sorgen, 
daf3 so viel wie irgend möglich ortsnah 
entschieden wird. Ich bin sicher, daß 
sich dann auch herausstellt, daß die 
Regierungsbezirke überflüssig sind. 

Übrigens gilt dieses Prinzip größtmög- 
liche Autonomie und Selbstverwaltung 
auch für unsere Hochschulen. Wir ha- 
ben eine reiche Hochschullandschaft 
und wollen sie erhalten, denn sie ist 
auch ein Faktor für den Wirtschafts- 
standort Sachsen-Anhalt. Ich bleibe 
dabei, daf3 die beiden Universitäten in 
Magdeburg und Halle als Volluniver- 
sitäten erhalten und weiterentwickelt 
werden müssen. Daneben brauchen 
wir qualifizierte Fachhochschulen, an 
denen immer mehr junge Menschen 
studieren. 

Die CDU in Sachsen-Anhalt hat: ih- 
ren Wahlkampf mit der Aussage ein- 
geläutet, sie möchte sich als Partei des 
sozialen Fortschritts darstellen. Das 
kann man offensichtlich nur als einen 
makabren Scherz interpretieren. 

Der Sozialabbau hat doch in 
über zehn Jahren Kohl-Regie- 
rung schon längst begonnen. 

Die Gesellschaft, in der ein Drittel der 
Menschen ins soziale Abseits gestellt 
wird, ist auch in den alten Bundeslän- 
dern schon längst erschreckende Wirk- 
lichkeit geworden. Alleinstehende Müt- 
ter mit Kindern, Obdachlose und Woh- 
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nungssuchende, Arbeitslose, Sozialhil- 
feempfänger und viele Rentner können 
ein Lied davon singen. Mit dem Geld, 
das ihnen der Staat bewilligt, können 
sie sich, wenn überhaupt, gerade mal 
mit Ach und Krach über Wasser halten. 
In einer derartigen Situation und ange- 
sichts von offiziell über drei Millionen 
Arbeitslosen in Deutschland, wollen die 
Regierungen in Bonn die Lohnersatz- 
leistungen und andere soziale Leistun- 
gen einfrieren oder kürzen. Diesen 
Vorschlag können nur Politiker ma- 
chen, die wirklich nicht mehr wissen, 
wie es im Lande aussieht und wie es 
den Menschen geht, die jeden Pfennig 
zweimal umdrehen, bevor sie ihn aus- 
geben und die dennoch am absoluten 
Existenzminimum leben müssen. Wir 
müssen bis zu den Wahlen in Sachsen- 
Anhalt und im Bund den Regierenden 
in Bonn und Magdeburg genau auf 
die Finger sehen, damit der Schaden 
begrenzt wird und der Osten nicht 
nur zur industriellen Wüste, sondern 
schließlich auch zum Armenhaus der 
Bundesrepublik wird. ... 

Keiner wird erwartet haben, daß ich 
zu allen Punkten unseres Programms 
hier etwas sage. Sonst hätte ich gerne 
noch etwas gesagt zur Landwirt- 
schaftspolitik, zur Umweltpolitik, zu 
der die Jusos den originellen Vorschlag 
gemacht haben, beide in einem Kapitel 
zusammen zu fassen. In der Tat, unsere 
Landwirtschaft muß weg davon, sich 
ausschließlich auf die Produktion von 
Nahrungsmitteln zu konzentrieren, und 
muß Landschaftspflege als einen 
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selbstverständlichen Teil ihrer Arbeit 
ansehen. Menschen die auf unserem 
Lande leben und darin verwurzelt sind, 
müssen dieses Land bebauen und be- 
wahren, und das hat dann auch sehr 

viel mit Umweltschutz zu tun, mit nach- 
wachsenden Rohstoffen und regene- 
rativer Energie, die wir fördern wollen, 
mit der Rekultivierung von Landschaft, 
die an vielen Stellen nötig ist, mit Was- 
serwirtschaft und Luftreinhaltung. ... 

Es kommt darauf an, daß wir 
eine Politik betreiben, in der 
Ressort-Egoismus überwunden 
wird. 

Wir brauchen also auch insofern eine 
neue Politik, in der das Gegeneinander 
am Kabinettstisch endlich aufhören 
und eine vernünftige Zusammenarbeit 
organisiert werden muß?. ... 

Als Vorsitzender der Programmkom- 
mission möchte ich mich bei allen, die 
mitberaten und zugearbeitet haben, 
bedanken. Ich denke, daß wir den ein- 
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gangs von mir erwähnten Grundatz ei- 
ner möglichst breiten Mitbestimmung 
bei unseren Programmberatungen ver- 
wirklicht haben. Wenn wir diese inner- 
parteiliche Diskussions- und Entschei- 
dungskultur in die Bevölkerung hinein- 
tragen können, haben wir eine gute 
Möglichkeit, dem Widerwillen vieler 
Menschen gegenüber der Politik das 
Wasser abzugraben. Und dann haben 
wir die Chance, unserem heutigen 
Parteitagsmotto wirklich treu zu blei- 
ben: bürgernah, konkret und zukunfts- 
weisend. 

Auszüge aus der Rede des Vorsitzen- 
den der Programmkommission, 

Dr. Reinhard Höppner, 

gehalten auf dem außerordentlichen 
Parteitag der SPD Sachsen-Anhalt, 
Magdeburg, 10. bis 11. September 
1993.
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